



N i e d e r s c h r i f t 


über die Sitzung der Ratsversammlung 

am Donnerstag, dem 30./31. August 1990 

Rathaus, Ratssaal 






Öffentliche Sitzung  

Beginn: 15.09 Uhr





                 Ende: 31.08.1990: 16.56 Uhr

Sitzungsunterbrechung:


18.37 Uhr bis 19.20 Uhr




20.54 Uhr bis 31.08.1990: 14.05 Uhr

Vorsitzende/r :


1. Stellv. Stadtpräsident Dr. Reimers

Ratsmitglieder :


Frau Aschmoneit-Lücke, Biallowons, Breitkopf, 

Diekelmann, Diesel, Diester, Dittrich, Finger, Gebhardt, Gerdau, Dr. Graner, Dr. Haass, 

Frau Hanowski-Zabel, Frau Jöhnk, Johanning, Kaiser, Frau Krabbenhöft, Krumrey, Frau Kühl, Kühlmorgen, Frau Lange, Frau Lebert, Frau Lentz, Frau Lindner, Löwner, Moriz, Nieländer, 




Frau Nitschke-Frank, Frau Pfitzner, Plath, 

Frau Potjans, Raupach, Dr. Reimers, Frau Reyer, Rogacki, Frau Schalow, Schmidt-Brodersen, Schultz, Frau Siebke, Silz, Sonderfeld, Stein, Tewes, Tovar, Voigt, Frau Volquartz, Witt, Wulff, Wunder

Anwesende hauptamtliche  

Magistratsmitglieder:


Stadtbaurat Dr. Flagge, Bürgermeister Hochheim,




Stadtrat Dr. Kirschnick,

Oberbürgermeister Luckhardt, Stadtrat Schirmer, Stadtrat Schroedter, Stadtschulrat Zimmer

Es fehlen entschuldigt:


Biallowons, Diesel, Gebhardt, Dr. Graner,

Frau Krabbenhöft, Frau Nitschke-Frank, Frau Reyer, Stein

Außerdem sind anwesend:


Mitglieder der Ortsbeiräte, Amtsleiter/innen und 




weitere Mitarbeiter/innen der Landeshauptstadt Kiel 

1.  Schriftführer/in:


Ratsfrau Schalow




Ratsherr Kühlmorgen

2.  Schriftführer/in:


Ratsfrau Lange




Ratsherr Wulff

Die Niederschrift 

wurde gefertigt von:


Frau Bruschkeit 

1. Eröffnung der Sitzung und Feststellung der Beschlußfähigkeit


1. Stellv. Stadtpräsident Dr.   R e i m e r s   (CDU) eröffnet die Sitzung.


Er teilt mit, daß sich 8 Ratsmitglieder entschuldigt haben, so daß zu Be-


ginn der Sitzung 41 Ratsmitglieder anwesend sein müßten.


Er stellt die Beschlußfähigkeit fest.

Er dankt Frau Marion Völkel, die eine Zeitlang das Protokoll der Ratsver​sammlung geführt hat und jetzt ins Kulturamt gewechselt ist, für ihre Ar​beit und überreicht im Namen der Ratsversammlung einen Blumenstrauß.


Anschließend stellt er als Nachfolgerin Frau Nicole Bruschkeit vor.

2. Bürgeranfragen

a) Städtische Kindertagesheime                               - Drs. 520 -



Hierzu liegt folgende Bürgeranfrage von Frau Hella Dahlheimer



vor:



"Sehr geehrte Frau Stadtpräsidentin,

die Eltern der Kinder in den Städtischen Kindertagesheimen stellen an



den Magistrat und die Ratsversammlung folgende Fragen:

1. Gibt es eine Prioritätenliste bezüglich dringendst erforderlicher Reparaturen an den Gebäuden der städtischen Kindertagesheime - wenn nein, warum nicht - wenn ja, wie sieht diese aus?

2. Gibt es eine detaillierte Kostenaufstellung, wieviel DM exakt für Reparaturen im Bereich der städt. Kindertagesheime benötigt werden und werden die Kosten nach ihrer Zuordnung wie z. B. Bauunterhaltung, Versicherungsschäden, Kulanz- u. Garantie, Denkmalschutzpflege aufgeteilt?

3. Werden durch den Nachtragshaushalt 1990 Gelder für die nötigen




Reparaturen und Unterhaltungen zur Verfügung gestellt?



Begründung:

Das Hochbauamt ist seit Mai 1990 im Bereich der Bauunterhaltung hand​lungsfähig, da 75 % der dringend benötigten Mittel für die Liegenschaf​ten durch Zweckbindung zugunsten der Schulbauunterhaltung, sprich As​bestsanierung, verlagert worden sind. Aus den Ihnen von uns vergelegten Schreiben können Sie ersehen, daß die Eltern der Kindergartenkinder die​sen Umstand nicht akzeptieren können und wollen, da auch in den städt. Kindertagesheimen mittlerweile sicherheits- und gesundheitsgefährdende Zustände eingetreten.

Bei Abwägung aller Prioritäten müssen die Kinder in jedem Fall vorrangig sein, und das bedeutet alle Kinder und nicht nur die schulpflichtigen.

Wir weisen ausdrücklich darauf hin, daß im Haushalt 1990 bereits Geld​mittel zur Verfügung standen und fordern Sie daher auf, entsprechende Geldmittel für die Kindertagesheime erneut durch den Nachtragshaushalt zur Verfügung zu stellen. Es wäre sonst eine Zeitfrage, wann die ersten Gruppenräume geschlossen werden müssen.



Mit freundlichem Gruß"

Stadtbaurat Dr.   F l a g g e   (SPD) beantwortet die Anfrage im Namen des


Magistrats.


Kenntnis genommen

Die Antwort ist der dieser Niederschrift vorgehefteten Kurzniederschrift


als Anlage beigefügt.

b) Umsetzung des Abfallwirtschaftskonzeptes der              - Drs. 525 -



Landeshauptstadt Kiel



hier: Stoffliche Verwertung von Abfällen der Wochenmärkte

Hierzu liegt folgende Bürgeranfrage von Herrn Julian Wiethold vor:



"Ich frage den Magistrat der Landeshauptstadt Kiel,

1. Welche Abfälle fallen in welchen Mengen im Bereich der Kieler Wochen​märkte an und in welchen Mengen wurden sie bisher entsorgt oder wiederverwertet? (Bitte aufgliedern: organische Abfälle, Papier und Pappe, Plastik, Holz, Glas)

2. Beabsichtigt der Magistrat der Landeshauptstadt Kiel im Zuge der Umsetzung des Abfallwirtschaftskonzeptes, die Abfälle getrennt einzu​sammeln und der Kompostierung (organ. Abfälle) oder dem Recycling (Papier, Pappe, Holz und Glas) zuzuführen und in welcher Weise soll dies ggf. geschehen?

3. Wie gedenkt der Magistrat das Prinzip "Müllvermeidung vor Verwertung" bei den Wochenmärkten durchzusetzen, d. h. wie kann die Müllver​meidung bei Marktbeschickern und Verbrauchern gefördert werden?



Begründung:

Nach Informationen des BUND fallen auf den Kieler Wochenmärkten erheb​liche Mengen organischer Abfälle sowie von Pappen, Kartons, Holzkisten u. a. an, die einer stofflichen Verwertung (Kompostierung/Recycling) zu​geführt werden sollten. Obwohl das Stadtreinigungs- und Fuhramt zur Zeit die Entsorgung der Wochenmärkte durchführt, findet offenbar keine Tren​nung und Wiederverwertung der Abfälle statt. Bei der Umsetzung des Kieler Abfallwirtschaftskonzeptes ist daher auch die Entsorgung der Wo​chenmärkte auf Wiederverwertung und Recycling umzustellen. Gleichzeitig sollte die Müllvermeidung bei Marktbeschickern und Verbrauchern durch gezielte Maßnahmen gefördert werden. Der Fragesteller beabsichtigt, neben einer Bestandsaufnahme der anfallenden Abfallmengen die Über- legungen der Stadt zu diesem Problemfeld zu erfahren.



Mit freundlichen Grüßen"

Stadtrat   S c h i r m e r   (SPD) antwortet im Namen des Magistrats.


Herr Wiethold fragt zusätzlich, welche Zeitvorstellung das Fachamt für die


Erarbeitung der Abfallsatzung hat.

Stadtrat   S c h i r m e r   (SPD) antwortet, daß mit Hochdruck daran gearbeitet wird. Am nächsten Montag soll ein erster Entwurf vorliegen.


Kenntnis genommen


Die Antwort ist der dieser Niederschrift vorgehefteten Kurzniederschrift


als Anlage beigefügt.

3. Genehmigung der Tagesordnung


Die Tagesordnung zur Sitzung ist rechzeitig zugestellt worden.

Vorab ist das Material zum Tagesordnungspunkt 10. - Teillandschaftsplan

Projensdorfer Gehölz - Drs. 576 - verschickt worden.

Es haben sich wieder einige Änderungen ergeben:

Mit einer Zusammenstellung wurden verschickt:

Für die öffentliche Sitzung

Zu Punkt 6. - Mitteilungen des Magistrats und des Oberbürgermeisters Neu
b) Gesetzesänderung im Abfallrecht

- Antrag der Ratsfraktion DIE GRÜNEN

"Verhinderung der unkontrollierten Müllverbrennung" vom 07.05.1990

Neu
c) Sanierungsgebiet Kiel Hörn (SAH)



hier: Sanierungsziele

Zu Punkt 7. - Kleine Anfragen

Neu
g) Kindertagesstätten in der Stadt Kiel
- Drs. 588 -



F.D.P.-Ratsfraktion

Neu
h) Gemeinschaftskraftwerk in Neumühlen-
- Drs. 596 -



Dietrichsdorf



SPD-Ratsfraktion

Neu
i) Einrichtung einer Gesamt-Schule Kiel-Süd
- Drs. 600 -



Ratsfraktion DIE GRÜNEN

Zu Punkt 8. - Große Anfragen


a) Zukunft des Schauspielhauses der Landes-
- Drs. 472 -



hauptstadt Kiel



F.D.P.-Ratsfraktion



Die Antwort

Zu Punkt 9. - Anträge der Fraktionen


h) Zukünftige Energiepolitk der Stadtwerke
- Drs. 527 -



Kiel AG



Ratsfraktion DIE GRÜNEN



- Die bisher vorliegende Antragsvorlage ist




durch die neue Vorlage vom 26.08.1990 zu




ersetzen. -


j) Umsetzung des Abfallwirtschafts-
- Drs. 578 -



konzeptes 1990



SPD-Ratsfraktion

Neu

Alternativ-Antrag
- Drs. 603 -



Ratsfraktion DIE GRÜNEN


m) Finanzierung des Städt. Krankenhauses
- Drs. 584 -



CDU-Ratsfraktion




Das nachzureichende Material


Neu
n) Abfallwirtschaftskonzept Kiel
- Drs. 589 -




F.D.P.-Ratsfraktion


Neu
o) Hafenentwicklungsprogramm
- Drs. 590 -




F.D.P.-Ratsfraktion


Neu
p) Neufestsetzung der KVAG-Fahrtarife
- Drs. 591 -




F.D.P.-Ratsfraktion


Neu
q) Bebauungspläne Nr. 807, Nr. 808 und Auf-
- Drs. 597 -




hebung der Bebauungspläne Nr. 255 und




Nr. 308




Ortsbeirat Gaarden

Zu Punkt 21. - Bebauungspläne Nr. 807 für das Baugebiet
- Drs. 570 -



Kiel-Gaarden, Joachimplatz, zwischen den Straßen

Zum Brook, Bahnhofstraße, Asmusstraße, Sörensen​straße, Dietrichstraße und der Bundesbahnlinie Kiel-Lübeck, Nr. 808 für das Baugebiet Kiel​Gaarden, Joachimplatz, beiderseits Theodor​Heuss-Ring, zwischen Sörensenstraße, Heisch​straße und Ostring und Aufhebung der Bebauungs​pläne Nr. 255 für das Baugebiet Kiel-Gaarden, Alte Lübecker Chaussee, Oldesloer Straße, Dietrichstraße, Eisenbahngelände und Nr. 308 für

das Baugebiet Kiel-Gaarden, Bahnhofstraße, Heischstraße, Sörensenstraße, Segeberger Straße (Satzungsbeschluß)




Ergänzungsmaterial

Zu Punkt
40. - Asbestsanierung für die Schulen am Heidenberger - Drs. 563 -




Teich - Neubauten und Änderung der Einzugs-




bereiche -

Die bislang vorliegende Vorlage wird durch die




Neufassung vom 23.08.1990 ersetzt.

Zu Punkt
42. - Neubau eines Jugendhauses für die Freiwillige  - Drs. 572 -




Feuerwehr Kiel-Dietrichsdorf




hier: Raumprogramm




Die bislang vorliegende Vorlage ist durch die

geänderte Vorlage vom 21.08.1990 zu ersetzen.

Zu Punkt
44. - Vorschlag für die Bestellung des Abschluß-
- Drs. 537 -




prüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses




der Hafen- und Verkehrsbetriebe 1990




Das nachzureichende Material

Zu Punkt
45. - Überplanmäßige Ausgabe bei der Haushaltsstelle - Drs. 579 -

0220/653 - Öffentliche Bekanntmachungen -




Das nachzureichende Material

Zu Punkt
46. - Bebauungsplan Nr. 717 für das Baugebiet Kiel-  - Drs. 585 -




Hassee, nördlich der Rendsburger Landstraße,

Neu

zwischen dem Strucksdiek und dem Flurstück

134/16, Gemarkung Hassee, Flur 3 (Rendsburger Landstraße 206 - 208) - Ergänzung des Auf​stellungsbeschlusses -

Mit einer zweiten Zusammenstellung wurden auf den Tisch gelegt:


Für die öffentliche Sitzung


Zu Punkt
7. - Kleine Anfragen


Neu

j) Müllverbrennungsanlage (MVA)
- Drs. 611 -





CDU-Ratsfraktion


Zu Punkt
9. - Anträge der Fraktionen




a) Nachwahl im Ortsbeirat Holtenau
- Drs. 441 -





CDU-Ratsfraktion





Dieser Antrag wurde in der Einladung versehentlich





als "Nachwahl im Ortsbeirat Wik" bezeichnet.




c) Stadtentwicklungsprogramm
- Drs. 499 -





CDU-Ratsfraktion


Neu


Alternativantrag
- Drs. 612 -





SPD-Ratsfraktion




g) 1. Nachtragssatzung zur Satzung Frauen-
- Drs. 573 -

förderplan der Landeshauptstadt Kiel





SPD-Ratsfraktion


Neu


Alternativantrag
- Drs. 604 -





Ratsfraktion DIE GRÜNEN



l) Vormittagsbetreuung an Grundschulen
- Drs. 583 -





CDU-Ratsfraktion


Neu


Änderungsantrag
- Drs. 605 -





Ratsfraktion DIE GRÜNEN


Neu
r) Ausbildungsplätze für Stralsunder
- Drs. 606 -





Jugendliche in Kiel (Hof Hammer)





Ratsfraktion DIE GRÜNEN


Neu
s) Umbesetzung im Finanzausschuß
- Drs. 607 -





CDU-Ratsfraktion


Neu
t) Umbesetzung im Wohnungsausschuß
- Drs. 608 -





CDU-Ratsfraktion

Zu Punkt 34. - Neufestsetzung der KVAG-Fahrtarife zum
- Drs. 519 -



01.10.1990

Neu
Alternativantrag
- Drs. 609 -



CDU-Ratsfraktion

Zu Punkt 42. - Neubau eines Jugendhauses für die Freiwillige  - Drs. 572 ​Feuerwehr Kiel-Dietrichsdorf



hier: Raumprogramm

Die beigefügte Vorlage ist gegen das bereits



übersandte Material auszutauschen.

Neu      43. - Überplanmäßige Ausgabe
- Drs. 610 -



hier: Entsendung von Mitarbeiterinnen und






Mitarbeitern in die Partnerstadt Stralsund

Neu      48. - Neubau von Klassenräumen an den Beruflichen
- Drs. 568 -



Schulen am Schützenpark (Asbestsanierung)

Punkt    49. - Verschiedenes


Für die Nichtöffentliche Sitzung


Zu Punkt 13. - Bauvorhaben der Firma Max Jacobi im Bereich
- Drs. 560 -




Schleusenstraße

hier: Abschluß eines Erschließungsvertrages

Die beigefügte Vorlage ist gegen das bereits




übersandte Material auszutauschen.

Weitere Änderungen haben sich durch die gestrige Magistratssitzung ergeben:


Die Kleinen Anfragen zu

7. f) - Verhalten der Landeshauptstadt Kiel gegenüber atom-  - Drs. 580 ​bewaffneten Schiffen




und

7. h) - Gemeinschaftskraftwerk Neumühlen-Dietrichsdorf
- Drs. 596 -

können heute nicht beantwortet werden.

Die Große Anfrage zu

8. a) - Zukunft des Schauspielhauses
- Drs. 472 -

kann ebenfalls noch nicht beantwortet werden.

Folgende Punkte sind von den Dezernenten zurückgezogen worden und stehen damit nicht zur Beratung an:

25. - 3. Nachtrag zur Ausbaubeitragssatzung
- Drs. 554 -

26. - 3. Nachtrag zur Erschließungsbeitragssatzung
- Drs. 555 -

27. - Erste Nachtragssatzung zur Kanalbaubeitragssatzung
- Drs. 556 -

sowie aus dem Nichtöffentlichen Teil der Punkt

7. - Aufwendungszuschuß
- Drs. 474 -

1. Stellv. Stadtpräsident Dr.   R e i m e r s   (CDU) teilt mit, daß es sich bei den nachgereichten Anträgen und Vorlagen um dringende Angelegen​heiten handelt.

Er trägt vor, daß die nachstehend irrtümlich im Nichtöffentlichen Teil eingeordneten Punkte in Öffentlicher Sitzung behandelt werden sollen:

11. - Notrufanlage im Fahrstuhl des Kulturamtes und Tourist  - Drs. 539 



​Inforamtion im Sophienhof



hier: Außerplanmäßige Ausgabe

15. - Einführung der Papiertonne und Umrüstung der Ringtonne - Drs. 455 



​auf das Müllgroßbehältersystem (MGB) in Kiel

16. - Neubau des Feuerwehrhauses der freiwilligen Feuerwehr  - Drs. 542 ​



Kiel-Mitte mit einer Abschnittsführungsstelle

17. - Genehmigung einer Eilentscheidung des Oberbürger-
- Drs. 564 -



meisters



hier: Ausstattung von Werkräumen

Dagegen erhebt sich kein Widerspruch.

Diese Punkte werden als Punkt 44. bis 47. eingeordnet.

Stadtbaurat Dr.   F l a g g e   (SPD) zieht die Mitteilung zu Punkt 6. c) -
Sanierungsgebiet Kiel Hörn (SAH), hier: Sanierungsziele - zurück.

Stadtrat   D i e k e l m a n n   (CDU) zieht den Punkt 9. a) - Nachwahl im Ortsbeirat Holtenau - Drs. 441 - zurück.

Stadträtin   S i e b k e   (SPD) beantragt im Einvernehmen mit der CDU​Ratsfraktion, die Kleinen Anfragen zum Schluß der Öffentlichen Sitzung vor Punkt "Verschiedenes" zu behandeln.

Beschluß über den Geschäftsordnungsantrag: Nach Antrag - mit Mehrheit -

Stadtrat   D i e k e l m a n n   (CDU) begrüßt diese Initiative der SPD-

Ratsfraktion und beantragt, die Anträge der Fraktionen ebenfalls am Schluß der Öffentlichen Sitzung nach den Verwaltungsvorlagen und vor den Kleinen Anfragen zu behandeln.

Beschluß über den Geschäftsordnungsantrag: 

A b g e l e h n t  - mit Mehrheit -

Um das Beratungsverfahren zu vereinfachen, schlägt 1. Stellv. Stadtpräsi​dent Dr.   R e i m e r s   (CDU) vor, folgende Punkte gemeinsam zu behan​deln:

Bauliche Unterhaltung Kindertagesheime

Kleine Anfragen

7. c) - Bauliche Unterhaltung von Kindertagesheimen
- Drs. 511 -



und

7. g) - Kindertagesstätten in der Stadt Kiel
- Drs. 588 -

Abfallwirtschaftskonzept

9. j) - Umsetzung des Abfallwirtschaftskonzeptes 1990
- Drs. 578 -



den dazugehörigen Alternativantrag sowie den Punkt

9. n) - Abfallwirtschaftskonzept Kiel
- Drs. 589 -



und den Punkt

15.
- Einführung der Papiertonne und Umrüstung der




Ringtonne
- Drs. 455 -

der Nichtöffentlichen Sitzung, der in die Öffentliche Sitzung gezogen wurde.

Diese Punkte werden bei 9. j) aufgerufen.

KVAG-Tarife

9. i) - Tarifstruktur bei der KVAG
- Drs. 526 -

9. p) - Neufestsetzung der KVAG-Tarife
- Drs. 591 -

34.   - Neufestsetzung der KVAG-Tarife
- Drs. 519 -



sowie ein Alternativantrag der CDU-Ratsfraktion hierzu

B-Plan 807 (Joachimplatz)

9. q) - Bebauungspläne Nr. 807, Nr. 808 ...
- Drs. 597 -



Ein Antrag des Ortsbeirates Gaarden

21.   - Bebauungsplan Nr. 801 für das Baugebiet Kiel-Gaarden - Drs. 570 ​Diese Punkte werden bei Punkt 21. behandelt.

Gegen dieses Verfahren erhebt sich kein Widerspruch.

Weitere Änderungs- und Ergänzungsanträge wedne nicht gestellt.

Damit ist die Tagesordnung in der geänderten Form genehmigt.

4. Genehmigung der Niederschriften über die Sitzungen der Ratsversammlung am 15./16.03.1990, 26.04.1990, 07.05.1990, 17./18.05.1990 und 07./08.06.1990

1. Stellv. Stadtpräsident Dr.   R e i m e r s   (CDU) teilt mit, daß die Niederschriften über die Sitzungen der Ratsversammlung am 15./16.03.1990, 26.04.1990, 07.05.1990, 17./18.05.1990 und 07./08.06.1990 im Büro der Stadtpräsidentin ausgelegen haben und keine Einwendungen erhoben wurden.

Da auch in der heutigen Sitzung keine Änderungswünsche mitgeteilt oder


beantragt werden, sind die Niederschriften genehmigt.

5. Mitteilungen der Stadtpräsidentin


Es liegen keine Mitteilungen vor.

6. Mitteilungen des Magistrats und des Oberbürgermeisters


a) Normenkontrollverfahren



Es liegen keine Wortmeldungen vor.


Kenntnis genommen

Ein Abdruck dieser allen Mitgliedern der Ratsversammlung vorliegenden Mit​teilung des Bauverwaltungsamtes ist in der dieser Niederschrift vorge- hefteten Kurzniederschrift enthalten.


b) Gesetzesänderung im Abfallrecht

Antrag der Ratsfraktion DIE GRÜNEN "Verhinderung der unkontrollierten



Müllverbrennung" vom 07.05.1990

Diese Geschäftliche Mitteilung wurde mit einer Zusammenstellung nachge​sandt. Ratsherr   V o i g t   (DIE GRÜNEN) geht auf die Antwort des Magistrats näher ein.

Vor dem Hintergrund, daß in bezug auf Emissionen und Immissionen faktisch

nichts gemessen werden kann, möchte er gerne wissen, inwieweit die geplanten Messungen der Müllverbrennungs-GmbH zu sinnvollen Ergebnissen führen.

Stadtrat   S c h i r m e r   (SPD) antwortet, daß momentan die Vorbelastung der Luft nach der TA Luft für den Umbau der Müllverbrennungsanlage festge​stellt wird.

Die Zuordnung der Immissionen zu bestimmten Emissionen ist eine ganz andere Aufgabe, die noch im Genehmigungsverfahren später abgewickelt werden muß.


Kenntnis genommen

Ein Abdruck dieser allen Mitgliedern der Ratsversammlung vorliegenden Mit-

teilung des Umweltschutzamtes ist in der dieser Niederschrift vorge- 


hefteten Kurzniederschrift enthalten.


c) Sanierungsgebiet Kiel Hörn (SAH)



hier: Sanierungsziele

Diese Geschäftliche Mitteilung wurde mit einer Zusammenstellung nachgesandt.

Bei der Genehmigung der Tagesordnung hat Stadtbaurat Dr.   F l a g g e (SPD) diese Mitteilung zurückgezogen. Sie steht somti heute nicht zur


Beratung an.


Ein Abdruck dieser allen Mitgliedern der Ratsversammlung vorliegenden Mit-


teilung des Stadtplanungsamtes ist in der dieser Niederschrift vorge- 


hefteten Kurzniederschrift enthalten.

7. Kleine Anfragen

Bei der Genehmigung der Tagesordnung ist beschlossen worden, die Kleinen Anfragen zum Schluß der Öffentlichen Sitzung vor Punkt "Verschiedenes" zu behandeln.


Wegen der besseren Lesbarkeit der Niederschrift verbleiben die Punkte in


ihrer ursprünglichen Reihenfolge.


1. Stellv. Stadtpräsident   Dr.   R e i m e r s   (CDU) hat gehört, daß es


eine interfraktionelle Abmachung zur Vereinfachung der Abhandlung der


Kleinen Anfragen geben soll.

Stadträtin   S i e b k e   (SPD) teilt mit, daß Stadtrat Diekelmann (CDU) die Initiative ergriffen hat und auch die Absprache mit den übrigen Fraktionen übernommen hat.


Bei dieser Absprache ging es darum, daß die Antworten auf die Kleinen


Anfragen nicht verlesen werden müssen.

Stadtrat   D i e k e l m a n n   (CDU) berichtet, daß sich die Fraktionen übereinstimmend darauf geeinigt haben, daß sowohl die Kleinen Anfragen selbst als auch die Antworten nicht verlesen werden sollen.


Eine Debatte soll nur stattfinden, soweit bei sehr wichtigen Punkten ein


Diskussionsbedarf besteht.


Stadträtin   S i e b k e   (SPD) und Stadtrat   D i e k e l m a n n   


(CDU) erheben ihren Vorschlag zum Antrag.


Beschluß über den Geschäftsordnungsantrag:  Nach Antrag - mit Mehrheit -


Ratsherr   W i t t   (CDU) gibt zu Protokoll, daß er durch dieses Verfahren


die Rechte der einzelnen Ratsmitglieder eingeschränkt sieht.

Es besteht Einvernehmen, daß diese Regelung nur für die heutige Sitzung gilt, über das künftige Verfahren bei der Behandlung von Kleinen Anfragen soll im Ältestenrat beraten werden.

a) Erhöhung der Parkgebühren                                 - Drs. 404 -



-------------------------

Hierzu liegt folgende Kleine Anfrage der SPD-Ratsfraktion vor:

"1. Laut Landesverordnung vom 27.04.1990 können die Städte und Ge​meinden jetzt selbst über die Höhe der Parkgebühren entscheiden.

In welchem Umfang beabsichtigt der Magistrat von dieser Landes​verordnung Gebrauch zu machen?



2. Wenn die Parkgebühren angehoben werden sollen, nach welchen




Kriterien soll dies erfolgen?



3. In welchen Bereichen der Stadt sollen die Parkgebühren evtl.




angehoben werden und auf welchen Gebührensatz?"


Stadtrat   S c h u l t z   (SPD) stellt fest, daß die gestellten Fragen


bereits beantwortet sind.

Kenntnis genommen

Die Antwort ist der dieser Niederschrift vorgehefteten Kurzniederschrift als Anlage beigefügt.

b) Asbest in Trinkwasserleitungen                            - Drs. 508 


​------------------------------


Hierzu liegt folgende Kleine Anfrage der Ratsfraktion DIE GRÜNEN vor:


"1. Wurden oder werden Asbestrohre in der Kieler Trinkwasserversorgung




eingesetzt?



2. Wenn ja, wo befinden sich diese Leitungen?



3. Sind Messungen vorgenommen worden, die den Anteil an Asbestfasern

ermittelt haben und wenn ja, wie hoch sind die Anteile an Asbest​fasern?"

Kenntnis genommen

Die Antwort ist der dieser Niederschrift vorgehefteten Kurzniederschrift als Anlage beigefügt.

c) Bauliche Unterhaltung von Kindertagesheimen               - Drs. 511 


​-------------------------------------------


Hierzu liegt folgende Kleine Anfrage der CDU-Ratsfraktion vor:

"1. Wieviele Haushaltsmittel wurden in den vergangenen fünf Jahren für die bauliche Unterhaltung, Instandsetzung, Renovierung und Aus​stattung von städtischen Kindertagesheimen aufgewendet? (Sofern möglich: aufgeschlüsselt nach Einrichtungen und Jahren).



2. In welchem Umfang mußten Bauunterhaltungsmaßnahmen an städtischen

Kindertagesheimen zurückgestellt werden bzw. konnten nicht begonnen werden, weil der Stadtbaurat auf die Erhöhung der Bauunterhaltungs​mittel verzichtet hat?



3. In welcher Höhe müßten Mittel in den Haushalt eingestellt werden,

um die vom Stadtelternbeirat der städtischen Kindertagesheime fest​gestellten sowie etwaige weitere Bauunterhaltungs- und Ausstattungs​mängel an städtischen KTH beseitigen zu können?"

Kenntnis genommen

Die Antwort ist der dieser Niederschrift vorgehefteten Kurzniederschrift als Anlage beigefügt.

d) Verfahrensstand Kindergartengesetz für Schleswig-Holstein - Drs. 512 ​


---------------------------------------------------------


Hierzu liegt folgende Kleine Anfrage der CDU-Ratsfraktion vor:


"1. Ist dem Magistrat der derzeitige Stand des Verfahrens bezüglich

eines schleswig-holsteinischen Kindergarten(rahmen)gesetzes bekannt? Wenn ja, wie ist der derzeitige Stand?



2. Ist der Magistrat an bisherigen/etwaigen Beratungen über ein ent-

sprechendes Gesetz von der Landesregierung beteiligt worden?



3. Wenn ja, in welcher Art und Weise wurde er beteiligt und wie hat er




Stellung bezogen?"

Ratsherr   W i t t   (CDU) kritisiert das Verfahren bei der Behandlung der Kleinen Anfragen.

In den entsprechenden Gremien sollte darüber gesprochen werden, daß Rechte einzelner Mitglieder der Ratsversammlung nicht unter den Tisch fallen sollten.

Er wendet sich jetzt inhaltlich der Kleinen Anfrage zu und fragt zusätz​lich, ob es nicht doch bekannt ist, daß der Sozialminister bereits im Juni die in der Antwort zu Frage 3 angesprochenen Eckwerte festgesetzt hat.

Stadtrat Dr.   K i r s c h n i c k   (CDU) antwortet in Vertretung für Stadtrat Schroedter (SPD), daß er darüber informiert worden ist, daß es keine Gespräche mit dem Jugendamt gab, sondern daß es Informationen über den Städtetag gab.

Diese Informationen waren vergleichsweise allgemein gehalten.

Kenntnis genommen

Die Antwort ist der dieser Niederschrift vorgehefteten Kurzniederschrift als Anlage beigefügt.

e) Grund- und Hauptschule Suchsdorf                          - Drs. 577 


​--------------------------------


Hierzu liegt folgende Kleine Anfrage der CDU-Ratsfraktion vor:

"1. Stimmt es, daß die Räume der Grund- und Hauptschule Suchsdorf z. T. seit mehr als 12 Jahren nicht gestrichen worden sind und sich Türen, Fenster und sanitäre Anlagen überwiegend in einem schlechten Zu​stand befinden?


2. In welchem Umfang sind Instandsetzungsarbeiten an der Grund- und



Hauptschule vorgesehen?

 3. In welchem Umfang müßten Haushaltsmittel zur Verfügung stehen, damit die Landeshauptstadt Kiel ihrer gesetzlichen Pflichtaufgabe, Schul​gebäude zu unterhalten, ausreichend nachkommen kann?"

Ratsherr   W u l f f   (CDU) fragt zusätzlich, ob damit zu rechnen ist, daß die Schule im nächsten Jahr auch von innen angestrichen wird.

Stadtschulrat   Z i m m e r   (CDU) antwortet, daß dies von den Haushalts​beratungen abhängt.

Kenntnis genommen

Die Antwort ist der dieser Niederschrift vorgehefteten Kurzniederschrift als Anlage beigefügt.

f) Verhalten der Landeshauptstadt Kiel gegenüber atombe-     - Drs. 580 

​
-----------------------------------------------------

waffneten bzw. -angetriebenen Schiffen, die Kieler Häfen anlaufen 

-----------------------------------------------------------------


Hierzu liegt folgende Kleine Anfrage der Ratsfraktion DIE GRÜNEN vor:

"1. Worauf stützt sich die anläßlich des Besuchs der britischen Fre​gatten "HMS Cornwall" und "HMS Campeltown" im Juli dieses Jahres öffentlich durch Stadtrat Diesel und Bürgermeister Hochheim vor​getragene Interpretation des Ratsbeschlusses vom 6. Juli 1989, dieser beziehe sich "eindeutig" lediglich auf von der Landeshaupt-




stadt Kiel eingeladene Kriegsschiffe?



2. a) Bedeutet diese vorgetragene Interpretation des Magistrats,

daß atombewaffnete bzw. -angetriebene Kriegsschiffe, die sich nicht auf Einladung der Landeshauptstadt Kiel hier aufhalten, dem Magistrat willkommen sind?

b) Sieht der Magistrat sich in Übereinstimmung mit dem Beschluß der Ratsversammlung vom 6. Juli 1989, wenn er die Besatzungen von atombewaffneten bzw. -angetriebenen Kriegsschiffen, die sich auf Einladung der Bundeswehr in Kiel aufhalten, zu offi​ziellen Empfängen einlädt?



3. Hat der Magistrat dafür Sorge getragen, daß zur Kieler Woche

1991 keine atombewaffneten bzw. -angetriebenen Kriegsschiffe ein​geladen werden? In welcher Weise ist dies geschehen?"

Bei der Genehmigung der Tagesordnung ist mitgeteilt worden, daß diese Kleine Anfrage heute noch nicht beantwortet werden kann.

Ratsherr   V o i g t   (DIE GRÜNEN) beantragt, diese Anfrage auf die Tagesordnung der nächsten Sitzung der Ratsversammlung zu setzen.

g) Kindertagesstätten in der Stadt Kiel                      - Drs. 588 ​


------------------------------------


Hierzu liegt folgende Kleine Anfrage der F.D.P.-Ratsfraktion vor, die


mit einer Zusammenstellung nachgesandt wurde:


"1. Welche Maßnahmen sollen ergriffen werden, um den Mängelmeldungen

der städtischen Kindertagesheime Rechnung zu tragen, und wie soll diese Mängelbeseitigung finanziert werden?



2. Falls die Finanzmittel nicht ausreichen, alle Mängel zu beseitigen,

fragen wir, wie sieht die Prioritätenliste für die Mängelbe​seitigung aus, und wie sieht die Kostenplanung für dieses und




die kommenden Jahre für die Erhaltung der Kita's aus?



3. Ist es richtig, daß das Hochbauamt seit Mai dieses Jahres im

außerschulischen Bereich bei der laufenden Bauunterhaltung handlungsunfähig ist, und es keine Aufstellung darüber gibt, welche Kosten welchen Haushaltsstellen zugeordnet werden könnten?"

Kenntnis genommen

Die Antwort ist der dieser Niederschrift vorgehefteten Kurzniederschrift als Anlage beigefügt.

h) Gemeinschaftskraftwerk in Neumühlen-Dietrichsdorf         - Drs. 596 


​-------------------------------------------------


Hierzu liegt folgende Kleine Anfrage der SPD- Ratsfraktion vor, die mit


einer Zusammenstellung nachgesandt wurde:

"1. Seit wann ist dem Magistrat bekannt, daß das Gemeinschaftskraft​werk in Neumühlen-Dietrichsdorf Schwefelsäure emittiert?



2. Welche Umweltgefahren ergeben sich aus dem Ausstoß von Schwefel-

säure? Wie wirkt sich insbesondere Schwefelsäure auf die Gesund​heit der betroffenen Bürger aus?



3. Welche Maßnahmen hat die Stadt Kiel getroffen bzw. sind zu tref-




fen, um diesen Mißstand abzustellen?"

Bei der Genehmigung der Tagesordnung ist mitgeteilt worden, daß diese Kleine Anfrage heute noch nicht beantwortet werden kann.

Da keine Anträge gestellt werden, wird diese Kleine Anfrage schriftlich beantwortet.

i) Einrichtung einer Gesamtschule Kiel-Süd                   - Drs. 600 


​---------------------------------------


Hierzu liegt folgende Kleine Anfrage der Ratsfraktion DIE GRÜNEN vor,


die mit einer Zusammenstellung nachgesandt wurde:

"1. Wie sieht der Zeitplan der Verwaltung zur Befragung derjenigen Gremien aus, die vor der Antragstellung auf Einrichtung einer Gesamtschule (hier: Gesamtschule Süd) laut Schulgesetz gehört werden müssen?


2. Welchen Sachstand hat der Prüfauftrag bezüglich Standortwahl



der neuen Gesamtschule ergeben?

 3. Gewährleisten die Terminierung der Anhörung der Gremien sowie der Entscheidungsprozeß zur Standortwahl eine fristgerechte Antrag​stellung zum 15.10.1990?"

Ratsfrau   H a n o w s k i - Z a b e l   (DIE GRÜNEN) stellt fest, daß der Ratsfraktion DIE GRÜNEN die schriftliche Antwort auf die Kleine Anfrage nicht vorgelegt wurde.

Nachdem ihr die schriftliche Antwort übergeben wurde, verliest sie die Antwort zu Frage 3 der Kleinen Anfrage und stellt die Zusatzfrage, ob die avisierte Fristverlängerung im Bereich des Wahrscheinlichen liegt.

Weiterhin möchte sie wissen, welche Maßnahmen nötig sind, um den Antrag auf Errichtung einer Gesamtschule abzusichern.

Sie erhebt den Vorwurf einer unglaublichen Verzögerungspolitik und stellt einen erneuten Bruch eines Wahlversprechens fest.

Stadtschulrat   Z i m m e r   (CDU) kann nicht sagen, ob ein Fristverlänge​rungsantrag Erfolg haben wird.

Kenntnis genommen

Die Antwort ist der dieser Niederschrift vorgehefteten Kurzniederschrift als Anlage beigefügt.

j) Müllverbrennungsanlage (MVA)                              - Drs. 611 ​


----------------------------

Hierzu liegt folgende Kleine Anfrage der CDU-Ratsfraktion vor, die mit einer Zusammenstellung auf den Tisch gelegt wurde; die Dringlichkeit wurde bei der Genehmigung der Tagesordnung anerkannt:

"1. Wie ist der Stand des Genehmigungsverfahrens für die Umrüstung der Müllverbrennungsanlage (MVA)? Sind Verzögerungen eingetreten?

 2. Gibt es neue Überlegungen in der Planung, ggf. welche? Wie hoch be​laufen sich die voraussichtlichen Kosten?

 3. Hat sich nach dem beschlossenen Abfallwirtschaftskonzept die Müll​menge reduziert? In welchem Umfang erfolgt die Verbrennung von Abfällen aus Anlieferungen außerhalb Kiels (aufgegliedert nach Kreisen)?"

Ratsfrau   V o l q u a r t z   (CDU) fragt zusätzlich, woraus die Verzöge​rung resultiert und warum durch die Städtereinigung Nord, Flensburg, diese einmalige Anlieferung erfolgte. Sie möchte ferner wissen, ob es bei dieser einmaligen Lieferung bleiben wird.

Stadtrat   S c h i r m e r   (SPD) antwortet, daß die Verzögerung daraus resultiert, daß bei der Ausschreibung noch eine Anfrage an eine weitere Firma gerichtet wurde und dadurch die Frist für die Einreichung eines Angebotes verlängert werden mußte, so daß es zu einer Verzögerung von etwa drei Monaten kommen kann.


Er weiß nicht, worauf die Notwendigkeit beruht, die Filterrückstände aus


Flensburg in Kiel zu verbrennen.


Es handelt sich um eine dringende Bitte des Ministeriums, der man aus


taktischen Gründen nachkommen wollte.


Es handelt sich jedenfalls um eine einmalige Angelegenheit.

Ergänzend zu Frage 2 der Kleinen Anfrage führt er aus, daß sich die Kosten auf etwa 233,9 Mio. DM zuzüglich der Baunebenkosten belaufen werden, wenn die Katalysatortechnik realisiert wird.

Zur Filterstaubverglasung merkt er an, daß die bisherige Planung eine zen​trale Anlage für Schleswig-Holstein vorsieht und daß derzeit über die sepa​rate Anlagen allein für die Kieler Müllverbrennungsanlage nachgedacht wird, was Mehrkosten von 16 Mio. DM verursachen würde. Ob dies letztlich so ge​macht wird, steht aber noch nicht fest.


Ratsfrau   V o l q u a r t z   (CDU) möchte die taktischen Grunde näher


erläutert bekommen.

Stadtrat   S c h i r m e r   (SPD) weist darauf hin, daß Umweltminister Heydemann eine Müllverbrennungsanlage in Kiel für nicht notwendig hält. Wenn aber das Ministerium selbst Interesse daran zeigt, die Kieler MVA zu nutzen, sollte man dem durchaus Rechnung tragen.


Kenntnis genommen


Die Antwort ist der dieser Niederschrift vorgehefteten Kurzniederschrift


als Anlage beigefügt.

8. Große Anfrage

a) Zukunft des Schauspielhauses der Landeshauptstadt Kiel    - Drs. 472 -



------------------------------------------------------

Hierzu liegt folgende Große Anfrage der F.D.P.-Ratsfraktion vor:



"1. Wie beurteilt der Magistrat den Zustand des Gebäudes hinsicht-

lich der derzeit erforderlichen und weiterhin zu erwartenden baulichen Unterhaltsarbeiten, und mit welchen finanziellen Aufwendungen wird mittelfristig zu rechnen sein?

 2. Entsprechen nach Auffassung des Magistrats die räumlichen Ge​gebenheiten den Anforderungen an einen Schauspielbetrieb, der geeignet ist, das derzeit noch hohe künstlerische Niveau zu halten oder gar zu steigern, und wie sind die Arbeitsbedin​gungen für SchauspielerInnen und MitarbeiterInnen unter dem Gesichtspunkt der Sicherheit und der Qualität der Arbeits​plätze zu bewerten?

 3. Ist der Magistrat bereit, für den Fall einer ungünstigen Be​urteilung der Fragen zu 1. und 2. mittel- bis langfristig den Neubau eines Schauspielhauses anzustreben und die dafür erfor-

derlichen Planungsschritte so zu gestalten, daß bis zum Stadt​jubiläum 1992 Ergebnisse eines Planungswettbewerbs öffentlich ausgestellt und diskutiert werden können?



4. Ist der Magistrat mit uns der Auffassung, daß ein geeigneter

neuer Standort das Gelände an der Alten Feuerwache sein könnte, und daß in einem solchen Falle in dem jetzigen Gebäude in der Holtenauer Straße die Möglichkeit zur Errichtung eines Programm​kinos eröffnet wird?"


Bei der Genehmigung der Tagesordnung ist mitgeteilt worden, daß diese Große


Anfrage heute noch nicht beantwortet werden kann.

9. Anträge der Fraktionen

a) Nachwahl im Ortsbeirat Holtenau                           - Drs. 441 -



-------------------------------



Hierzu liegt folgender Antrag der CDU-Ratsfraktion vor:



"Für das ausscheidende Mitglied im og. Ortsbeirat

Herr Bernd Eisermann, Königstraße 42 c, 2300 Kiel 17 wird



Frau Uta Semper-Lange, Friedrich-Voß-Ufer 34, 2300 Kiel 17



gewählt."


Dieser Antrag wurde von dem Antragsteller zurückgezogen.

b) Korrektur der Wahl zum Mitglied des Verwaltungsrates      - Drs. 478 -



----------------------------------------------------



der Kieler Spar- und Leihkasse



------------------------------

Hierzu liegt folgender Antrag der CDU-Ratsfraktion vor: "Herr Dieter Kuhnert, Seekoppelweg 9, 2300 Kiel 1



wird in den og. Verwaltungsrat gewählt."

Stadtrat   D i e k e l m a n n   (CDU) ergänzt und erläutert den Antrag dahingehend, daß statt Herrn Heinz Kuhnert der im vorliegenden Antrag genannte Herr Dieter Kuhnert in den Verwaltungsrat der Kieler Spar- und Leihkasse gewählt werden soll.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

c) Stadtentwicklungsprogramm                                 - Drs. 499 -



-------------------------



Hierzu liegt folgender Antrag der CDU-Ratsfraktion vor:

"Der Oberbürgermeister wird aufgefordert, die zur vollständigen Fort​schreibung des Stadtentwicklungsplanes der Landeshauptstadt Kiel für die Planungszeit von 1988 - 1992 erforderliche Unterlagen sofort zu erstel​len und der Landesplanungsbehörde vorzulegen."

Ferner liegt hierzu folgender irrtümlich als Alternativantrag bezeichneter Änderungsantrag der SPD-Ratsfraktion         - Drs. 612 ​vor:

"1. Die Verwaltung wird aufgefordert, bis Ende 1991 ein Stadtent​wicklungsprogramm für die Periode 1992 bis 1996 vorzulegen.

 2. In diesem Zusammenhang wird die Landesregierung auch unter Be​rücksichtigung der Wirkungen des deutschen Einigungsprozesses nachdrücklich aufgefordert, mit einer aktiven Landesplanung die Funktion der Stadt Kiel als Landeshauptstadt und als Oberzentrum zu stärken, die weitere Zersiedlung des Kieler Umlandes zu La​sten von Natur und Landschaft zu stoppen und die Ausweisung im​mer neuer Gewerbeflächen in Nachbargemeinden zu behindern."

Stadtrat   D i e k e l m a n n   (CDU) erläutert den Antrag und gibt einen chronologischen Überblick über die Bemühungen des Amtes für Stadtentwick​lung, Statistik und Wahlen, einen Stadtentwicklungsplan zu erstellen.

Er fordert Oberbürgermeister   L u c k h a r d t   (SPD) als zuständigen Dezernenten auf, tätig zu werden, damit der Ratsversammlung der Stadtent​wicklungsplan vorgelegt werden kann.

Stellv. Stadtrat Dr.   H a a s s   (SPD) betrachtet den Antrag als Strategie gegen Oberbügermeister Luckhardt. Er geht davon aus, daß der Oberbürgermeister seiner Pflicht genüge tut und macht deutlich, daß er den Antrag der CDU-Ratsfraktion ablehnt.

Stadtrat   D i e k e l m a n n   (CDU) erklärt, daß der Änderungsantrag der SPD-Ratsfraktion lediglich eine bestehende Pflicht beschreibt, die ohnehin erfüllt werden muß.

Er erwähnt das Beispiel Russee und betont, daß die Geschehnisse deutlich auf das Fehlen eines Stadtentwicklungsplanes zurückzuführen sind.

Er hat nachweislich immer wieder den Stadtentwicklungsplan angemahnt, allerdings ist dieser Forderung nicht nachgekommen worden.

Daher erhebt er den Vorwurf, daß in den vergangenen sieben Jahren nichts geschehen ist.

Ratsfrau   A s c h m o n e i t - L ü c k e   (F.D.P.) hält die beiden vorliegendne Anträge für sinnvoll.

Der Antrag der SPD-Ratsfraktion erscheint ihr jedoch sinnvoller, weil dieser in die Zukunft gerichtet ist.

Sie beantragt, den Antrag der SPD-Ratsfraktion in Ziffer 2. des letzten Satzes dahingehend zu ändern, daß die Formulierung "zu behindern" durch

" ... in vertretbaren Grenzen zu halten." ersetzt wird.

Ratsherr   S o n d e r f e l d   (SPD) erklärt, an Stadtrat Diekelmann (CDU) gerichtet, was ein Stadtentwicklungsplan ist.

Ratsherr Dr.   H a a s s   (SPD) erklärt, daß die von der F.D.P.-Ratsfrak​tion beantragte Änderung übernommen wird.

Er bemerkt zu Ziffer 1. des Antrages, daß die Forderung über die vorge​schriebenen Grenzen hinausgeht.

Oberbürgermeister   L u c k h a r d t   (SPD) stellt die momentane Perso​nalsituation dar. Zur Zeit sind 3 1/2 Stellen vorhanden; zum Ende des Jah​res werden es fünf sein und es wird auch eine ausreichende Datenverarbei​tung vorhanden sein.

Er bemerkt, daß die geäußerte Kritik nicht neu ist und daß jährlich alte Sachen wiederholt werden.

Man kann in der Entwicklungsplanung keine Revolutionen voraussagen.

Immer wieder hat er gesagt, daß es erhebliche Defizite bei der Versorgung kinderreicher Familien gibt.

Eine echte Lösung der Wohnungsnot hat es zu keinem Zeitpunkt gegeben. Fest steht, daß alle Programme, die bis zum Ende des Jahres 1989 vorgelegt wurden, aufgrund der Entwicklungen in der DDR hinfällig sind und auf neue Füße gestellt werden müssen.

Welche Fakten nach der Zusammenlegung mit der DDR zu berücksichtigen sind, weiß man im Moment noch nicht.

Aber auch in der Kommunalpolitik werden deutliche Auswirkungen zu spüren sein.

Ratsherr   V o i g t   (DIE GRÜNEN) bezieht sich auf die vorangegangenen Äußerungen von Oberbürgermeister Luckhardt (SPD) und merkt an, daß eigentlich auf einen Verzicht plädiert werden müßte, wenn eine Planung für die nächsten Jahre als nicht möglich betrachtet wird.

Zu den Anträgen bemerkt er, daß es der CDU-Ratsfraktion darum geht, den Oberbürgermeister bloßzustellen, während die SPD-Ratsfraktion darum bemüht ist, den Oberbürgermeister aus der Schußlinie zu nehmen.

In der Sache sollte man dem Antrag der SPD-Ratsfraktion folgen.

Er beantragt, dem 1. Absatz folgenden Satz hinzuzufügen:

"Die stellenplanmäßigen Voraussetzungen werden durch den Dezernenten geschaffen."

Er bittet um eine Geschäftliche Mitteilung, die deutlich macht, warum bisher die Pläne nicht aufgestellt wurden.

Oberbürgermeister   L u c k h a r d t   (SPD) betont, daß er, obwohl eine Planung in alter Form nicht möglich ist, trotzdem Planungen für notwendig hält.

Allerdings wird man Vorbehalte anmelden müssen, weil nicht absehbar ist, wie die Entwicklung verlaufen wird und sich dadurch die Rahmenbedingungen ständig ändern werden.

Stadtrat   D i e k e l m a n n   (CDU) kritisiert, daß niemals Bemühungen des Oberbürgermeisters zu bemerken waren, die dem Amt zur Verfügung stehenden 5,5 Planstellen auszuschöpfen.

Er zitiert ein Schreiben der Landesplanungsbehörde, welches deutlich mache, daß der Dezernent die Einhaltung des Planes nicht berücksichtigt hat.

Beschluß über den Änderungsantrag der Ratsfraktion DIE GRÜNEN:

A b g e l e h n t   -   mit Mehrheit -

Beschluß über die Drucksache 612 einschließlich der übernommenen Änderung der F.D.P.-Ratsfraktion:

Nach Antrag  - mit Mehrheit -

1. Stell. Stadtpräsident Dr.   R e i m e r s   (CDU) stellt in Überein​stimmung mit dem Antragsteller fest, daß über den Antrag der CDU-Ratsfrak​tion - Drs. 499 - keine Abstimmung erfolgen soll.

d) Ausweisung von Flächen für den Bau von Kindertagesheimen  - Drs. 510 ​


--------------------------------------------------------


Hierzu liegt folgender Antrag der CDU-Ratsfraktion vor:


"Die Ratsversammlung möge beschließen:

Der Magistrat wird aufgefordert, den Bauausschuß und dem Jugendwohl​fahrtsausschuß Grundstücke nachzuweisen, auf denen der Bau von Kinder​tagesheimen planungsrechtlich zulässig ist, bzw. ggf. entgegenstehende (rechtliche) Hindernisse durch entsprechende B-Planänderungen zu be- seitigen."

Ratsherr   W i t t   (CDU) erläutert den Antrag.

Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

e) Ausschußumbesetzung - Kleingartenausschuß                 - Drs. 470 ​


-----------------------------------------


Hierzu liegt folgender Antrag der SPD-Ratsfraktion vor:


"Die SPD-Ratsfraktion benennt für den Kleingartenausschuß


als stellvertretende Mitglieder: Ratsherr Hans-Michael Biallowons




Ratsherr Bernd Löwner




Ratsherr Jürgen Silz"

Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

f) Freilichtbühne auf der Krusenkoppel                       - Drs. 518 


​-----------------------------------


Hierzu liegt folgender Antrag der SPD- Ratsfraktion vor:

"1. Die Freilichtbühne auf der Krusenkoppel wird dem "Förderverein Krusenkoppel" im Wege der Pacht zur langfristigen Nutzung über​tragen.

 2. Der Magistrat wird gebeten, die erforderlichen Voraussetzungen dafür zu schaffen, daß der Förderverein seine Programmarbeit



zur Kieler Woche 1991 aufnehmen kann.

 3. Die Sanierung der Freilichtbühne ist Aufgabe des Fördervereins. Auf bestehende Verträge (z. B. Hausmeisterei) ist Rücksicht zu nehmen. Im Gegenzug erhält der Förderverein das Recht, ggf. Dritten die Nutzung der Freilichtbühne zum Selbstkostenpreis zu ermöglichen."

Stadtrat   R a u p a c h   (SPD) erläutert den Antrag.

Ratsfrau   H a n o w s k i - Z a b e l   (DIE GRÜNEN) hält die zunehmende Tendenz der Privatisierung von Kultur für problematisch.

Sie beantragt die Verweisung in den Kulturausschuß, damit der Antrag dort ausführlich diskutiert wird.

Sie bedauert, daß bisher eine Beteiligung der Gremien der Selbstverwaltung nicht stattfand und es somit nicht möglich war, sich einen Überblick zu verschaffen.

Das Kuratorium stellt ihrer Meinung nach keinen repräsentativen Querschnitt dar.

Sie schlägt vor, dem Verein zunächst für begrenzte Zeit Rechte an der Krusenkoppel zuzugestehen.

Ratsfrau   V o l q u a r t z   (CDU) erhebt den Vorwurf, gegen die Ratsfraktion DIE GRÜNEN, diese hätte schon lange tätig werden können.

Die Krusenkoppel sollte endlich wieder wirksam arbeiten können.

Ratsfrau   A s c h m o n e i t - L ü c k e   (F.D.P.) unterstützt den Antrag der SPD-Ratsfraktion.

Eine Kommerzialisierung ist ihrer Ansicht nach nicht zu erwarten.

Stadträtin   S i e b k e   (SPD) wirft der Ratsfraktion DIE GRÜNEN vor, daß diese nur deshalb Kritik äußert, weil der Antrag nicht von der eigenen Fraktion stammt.

Sie weist darauf hin, daß der Jugendwohlfahrtsausschuß zunächst noch gehört werden muß.

Beschluß über den Verweisungsantrag der Ratsfraktion DIE GRÜNEN:

A b g e l e h n t   -  mit Mehrheit -

Beschluß über die Drucksache 518:  Nach Antrag - einstimmig - bei mehreren Enthaltungen -

g) 1. Nachtragssatzung zur Satzung Frauenförderplan der      - Drs. 573 


​----------------------------------------------------


Landeshauptstadt Kiel


---------------------


Hierzu liegt folgender Antrag der SPD-Ratsfraktion vor:





"1. Nachtragssatzung




zur Satzung Frauenförderplan der Landeshauptstadt Kiel






vom
................

Aufgrund des § 4 der Gemeindeordnung für Schleswig-Holstein in der Fassung vom 2. April 1990 (GVOBl. Schl.-H. S. 159) wird nach Beschluß​fassung durch die Ratsversammlung am ................... folgende Nach​tragssatzung erlassen:

Artikel I

Die Satzung Frauenförderplan der Landeshauptstadt Kiel vom ............ (Kieler Nachrichten vom ..................) wird wie folgt geändert:


A. § 2 Abs. 1 erhält folgende neue Fassung:

Stellen werden grundsätzlich in der weiblichen und männlichen Form ausgeschrieben. Die Formulierung "Bewerbungen von Frauen sind aus​drücklich erwünscht. Bei gleichwertiger Qualifikation werden Frauen grundsätzlich bevorzugt eingestellt." findet grundsätzlich Verwen​dung, sofern ihr nicht arbeitsrechtliche Bestimmungen entgegenstehen. Vor allem für Berufsfelder, in denen Frauen bei der Landeshauptstadt Kiel bisher unterrepräsentiert sind, werden Bewerberinnen in geeigne​ter Form gezielt angesprochen.


B. § 3 wird wie folgt geändert:



Abs. 1 erhält folgende neue Fassung:

In Bereichen, in denen Frauen unterrepräsentiert sind, und bei der Besetzung höher- und höchstwertiger sind Bewerberinnen mit gleichwer​tiger Qualifikation grundsätzlich so lange bevorzugt zu berücksichti​gen, bis sie auf allen (Besoldungs-, Vergütungs- und Lohn-)Stufen mindestens entsprechend ihrem Gesamtanteil an der jeweiligen Status-

gruppe vertreten sind. Dies geschieht unbeschadet aller rechtlichen Regelungen, insbesondere des Umsetzungsrechts der Oberbürgermeiste​rin/des Oberbürgermeisters bzw. der Personaldezernentin/des Personal​dezernenten und des Einstellungsrechts der Selbstverwaltungsgremien. Die Gleichstellungsbeauftragte ist hierbei zu hören.


Der bisherige Absatz 1 wird Absatz 2


Abs. 3 erhält folgende neue Fassung:

Bei allen neu zu besetzenden Stellen mit Vorgesetztenfunktion sind Bewerberinnen mit gleichwertiger Qualifikation grundsätzlich entspre​chend ihrem Anteil an der jeweiligen Laufbahn-, Vergütungs- oder Lohngruppe zu berücksichtigen. Die Einschränkung aus § 3 Abs. 1 gilt hier entsprechend.


Abs. 4 erhält folgende neue Fassung:

In Bereichen, in denen Frauen unterrepräsentiert sind, wird die Hälf​te aller Ausbildungs- und Praktikumsplätze sowie der Stellen im Vor​bereitungsdienst für Frauen vorgesehen. Das Personalamt spricht durch geeignete Maßnahmen Frauen gezielt an. Bewerben sich trotz nachweis​licher Bemühungen nicht genügend geeignete Frauen, können mehr als die Hälfte der Ausbildungsplätze an Männer vergeben werden.


Abs. 5 erhält folgende Fassung:

Weibliche Auszubildende mit gleichwertiger Qualifikation sind bei der Übernahme nach der Ausbildung in allen Berufen mindestens ent- sprechend ihrem Anteil an den Auszubildenden zu berücksichtigen.


Die ehemaligen Absätze 2, 3 und 4 werden Absätze 6, 7 und 8.

C. § 5 erhält folgende neue Fassung:


Nach Absatz 1 und 2 wird als neuer Absatz 3 eingefügt:

Bewerbungen von Frauen um Teilnahme an Fort- und Weiterbildungsveran​staltungen sind auf allen Ebenen zu fördern und so lange vorrangig zu berücksichtigen, wie sie unterhalb des Anteils der Frauen an den Ge​samtbeschäftigten liegen.


Die bisherigen Absätze 3 bis 11 werden Absätze 4 bis 12.

Artikel II

Diese Nachtragssatzung tritt mit dem Tage nach ihrer Bekanntmachung


in Kraft.


Kiel, den ..................


Der Oberbürgermeister

Ferner wurde hierzu folgender Alternativantrag der        - Drs. 604 

​Ratsfraktion DIE GRÜNEN auf den Tisch gelegt:

"Die Ratsversammlung möge beschließen:

1. Nachtragssatzung



zur Satzung Frauenförderplan der Landeshauptstadt Kiel




vom ................

Aufgrund des § 4 der Gemeindeordnung für Schleswig-Holstein in der Fassung vom 2. April 1990 (GVOBl. Schl.-H. S. 159) wird nach Beschluß​fassung durch die Ratsversammlung am ................... folgende Nach-

tragssatzung erlassen:

Artikel I

Die Satzung Frauenförderplan der Landeshauptstadt Kiel vom ............ (Kieler Nachrichten vom ..................) wird wie folgt geändert:

A. § 1 wird wie folgt geändert:


Abs. 3 erhält folgende neue Fassung:

Geltungsbereich ist der öffentliche Dienst der Landeshauptstadt Kiel einschließlich der städtischen Eigenbetriebe (Hafen- und Verkehrsbe​triebe, Städtisches Krankenhaus usw.). Die städtischen Eigenge- sellschaften (Stadtwerke AG, VVK u. a.) und andere Betriebe mit städtischen Aufsichtsratsmitgliedern werden angehalten, den Frauen​förderplan auch in ihrem Bereich umzusetzen. 

Betriebe, mit denen die Stadt Kiel in Geschäftsbeziehungen steht, werden über Beschluß und Inhalt des Frauenförderplans informiert, verbunden mit der Empfehlung, ebenfalls aktive Maßnahmen zur Frauen​förderung zu ergreifen.


Abs. 4 erhält folgende Fassung:

Alle Tätigkeitsfelder der Stadt Kiel als Arbeitgeberin stehen Frauen


und Männern offen. 

Angestrebt wird die Besetzung aller Stellen in allen Besoldungs-, Vergütungs- und Lohngruppen mit mindestens 50 % Frauen. Dies soll erreicht werden durch bevorzugte Einstellung, Umsetzung und Höhergruppierung von Frauen.

B. § 2 wird wie folgt geändert:


Abs. 1 erhält folgende neue Fassung:

Stellen werden grundsätzlich in der weiblichen und männlichen Form ausgeschrieben. Die Formulierung "Bewerbungen von Frauen sind aus​drücklich erwünscht. Bei formal ausreichender Qualifikation werden Frauen bevorzugt eingestellt." findet grundsätzlich Verwendung. 

In der Stellenausschreibung werden die gewünschten und erforderlichen

Qualifikationen konkretisiert. Die Ausschreibungen von Vollzeitar​beitsstellen enthalten den Hinweis, daß hierfür auch Teilzeitarbeits​bewerbungen möglich sind und gleichermaßen berücksichtigt werden.


Abs. 4, letzter Satz erhält folgende neue Fassung:

Wenn dies wegen der Vielzahl der Bewerbungen nicht möglich sein


sollte, werden Frauen mindestens zu 50 % berücksichtigt.

C. § 3 wird wie folgt geändert:


Abs. 1 erhält folgende neue Fassung:

Bei der Besetzung aller Stellen, bei Höhergruppierungen und Umsetzun​gen werden Frauen solange bevorzugt berücksichtigt, bis sie in allen Ämtern/Abteilungen und allen Besoldungs-, Vergütungs- und Lohngruppen mit einem Anteil von mindestens 50 % vertreten sind. 

Für die Besetzung der Stelle ist die formal notwendige Eingangsquali-


fikation ausreichend.


Der bisherige Abs. 1 wird Abs. 2.


Abs. 3 erhält folgende neue Fassung:

Weibliche Auszubildende werden bei der Übernahme nach der Ausbildung


in allen Berufen mindestens zu 50 % berücksichtigt.


Abs. 4 erhält folgende neue Fassung:

Teilzeitbewerbungen werden bei der Besetzung von Vollzeitstellen



berücksichtigt.



Abs. 5 erhält folgende neue Fassung:

Auf eine Altersbegrenzung bei der Besetzung der Stellen wird verzich​tet. Soweit dem rechtliche Bestimmungen entgegenstehen, setzt sich die Stadt Kiel für die Abschaffung dieser Bestimmungen ein.

Die ehemaligen Absätze 2, 3 und 4 werden Absätze 6, 7 und 8.



Abs. 9 erhält folgende Fassung:

Abgelehnte Bewerberinnen erhalten eine schriftliche Begründung, warum sie die Stelle trotz Frauenförderplans nicht bekommen haben.


D. § 4 wird wie folgt geändert:



Abs. 7 erhält folgende Fassung:

Bei Verringerung der Wochenstundenzahl durch Teilzeitarbeit erfolgt ein personeller Ausgleich.


E. § 5 wird wie folgt geändert:



Abs. 3 erhält folgende neue Fassung:

Mindestens die Hälfte aller Ausbildungs- und Praktikumsplätze, Fort​bildungsplätze und der Stellen des Vorbereitungsdienstes wird für Frauen vorgesehen. Dies wird in internen und externen Ausschreibungen deutlich gemacht.

Die ehemaligen Absätze 3 bis 11 werden zu Absätzen 4 bis 12.


F. § 7 wird wie folgt geändert:



Abs. 1 erhält folgende neue Fassung:

Die Ämter und der Personalrat werden aufgefordert, jeweils eine Gleichstellungsbeauftragte zu wählen. Wahlberechtigt sind in den Ämtern nur die weiblichen Beschäftigten.




Artikel II

Diese Nachtragssatzung tritt mit dem Tage nach ihrer Bekanntmachung in


Kraft.


Kiel, den ..................


Der Oberbürgermeister"

Ratsfrau   S c h a l o w   (SPD) weist auf die heutige Veröffentlichung in den "Kieler Nachrichten" hin und erläutert den Antrag der SPD-Ratsfraktion.

Sie teilt mit, daß im Antrag im Absatz B. in der 2. Zeile hinter das Wort "höchstwertiger" das Wort "Stellen" eingefügt werden muß, so daß der Satz wie folgt lautet: "... der Besetzung höher- und höchstwertige Stellen sind Bewerberinnen mit ..."

Ratsfrau   L a n g e   (CDU) weist auf einen Artikel vom 20.08.1990 in den "Kieler Nachrichten" hin.

Sie sieht in den Anträgen der SPD-Ratsfraktion un der Ratsfraktion DIE GRÜNEN einen Verstoß gegen Artikel 33 Abs. 2 des Grundgesetzes.

Durch die Anträge wird den Frauen nicht geholfen; es ist eher das Gegenteil der Fall.

Die Belange der Frauen sind der CDU-Ratsfraktion zu ernst, als daß die Problematik auf deren Rücken ausgetragen wird.

Die CDU-Ratsfraktion wird die beiden vorliegenden Anträge ablehnen, weil sie diese für rechtswidrig hält.

Ratsfrau   A s c h m o n e i t - L ü c k e   (F.D.P.) hält die Quotenrege​lung für das Kernstück des Frauenförderplans.

Es gibt rechtliche Bedenken, aber auch unterschiedliche rechtliche Meinungen.

Es ist wichtig, darauf hinzuweisen, daß es kein Urteil des Bundesverfas​sungsgerichts über die Verfassungsmäßigkeit von Quotenregelungen gibt.

Sie geht auf das Problem der strukturellen Diskriminierung ein, wobei es sich ihrer Auffassung nach nicht nur um ein Schlagwort, sondern um einen wissenschaftlichen Begriff handelt.

Sie weist darauf hin, daß in der Volkshochschule fast nur Frauen, darunter hochqualifizierte Kräfte, beschäftigt sind, der Leiter jedoch ein Mann ist. Gerade dies ist die strukturelle Diskriminierung, der die Frauen unter​liegen.

Sie hofft, daß in absehbarer Zeit ein entsprechendes Landesgesetz verab​schiedet oder zumindest eine endgültige Klärung durch das Oberverwaltungs​gericht in Lübeck erfolgen wird.

Stadtrat   D i e k e l m a n n   (CDU) bemerkt, daß Ratsfrau Lange (CDU) das Spiel der SPD durchschaut hat.

Er bezeichnet die Vorgehensweise der SPD-Ratsfraktion als "Theater in drei Akten". Der jetzt vorliegende Antrag beinhaltet wortwörtlich die Paragraphen des ersten Antrages.

Der Oberbürgermeister muß daher erneut Widerspruch einlegen.

An die SPD-Ratsfraktion gerichtet erklärt er, daß die Beseitigung struktu​reller Diskriminierung auch ohne Frauenförderplan möglich ist, wenn die ab​soluten Mehrheit vorhanden ist.

Bei der Besetzung von Stellen entscheidet die SPD-Ratsfraktion jedoch fast immer zugunsten männlicher Bewerber.

Auf diese Weise sind in den letzten Jahren 12 Stellen mit Männern und nur eine Stelle mit einer Frau besetzt worden.

Er erkundigt sich mit Nachdruck, warum immer wieder Frauen abgelehnt werden.

Ratsfrau   H a n o w s k i - Z a b e l   (DIE GRÜNEN) bezeichnet jeden Entwurf eines Frauenförderplans als Zugeständis struktureller Diskriminierung.

Von der CDU werden viele Dinge auf dem Rücken der Frauen ausgetragen.

Auch ihre Fraktion will die Auseinandersetzung mit dem Oberbürgermeister, allerdings so weit gehend, daß die Quotierung von 50 % aufgenommen wird.

Sie erläutert den Alternativantrag ihrer Fraktion und fordert anschließend Stadträtin Siebke (SPD) auf, im Sinne einer Fortschreibung und Verbesserung des Frauenförderplanes eine interfraktionelle Arbeitsgruppe zu bilden, um eine Kontrolle der Pläne durch Stufen und Zeitpläne zu erreichen.

Ratsherr   S c h u l t z   (SPD) betrachtet den Frauenförderplan als

mutigen Schritt in der Bewußtseinsbildung der Gesellschaft.

Den Vorwurf von Stadtrat Diekelmann (CDU), die SPD hätte stets Männer be​vorzugt, weist er zurück. Die aufgestellte Behauptung bezeichnet er als be​wußte Unwahrheit. Für die angesprochenen Stellen gab es keine gleichwertig qualifizierten Bewerberinnen.

Beschluß über die Drucksache 573 - einschließlich der vorgetragenen Ergänzung:

Nach Antrag - mit Mehrheit -

Beschluß über die Drucksache 604:   A b g e l e h n t  -  mit Mehrheit -

h) Zukünftige Energiepolitik der Stadtwerke Kiel AG          - Drs. 527 


​------------------------------------------------

Hierzu liegt folgender Antrag der Ratsfraktion DIE GRÜNEN vor, der mit einer Zusammenstellung nachgeschickt wurde und gegen eine Antragsvorlage vom 14.08.1990 auszutauschen war:


"Die Ratsversammlung möge beschließen:

1. Die von der Ratsversammlung der Landeshauptstadt Kiel in den Aufsichtsrat der Stadtwerke Kiel AG entsandten Mitglieder wer-

den beauftragt, einen Beschluß herbeizuführen, nach dem die Ge​schäftsführung der Stadtwerke Kiel AG dem Wirtschaftsausschuß und der Ratsversammlung einen Bericht vorlegt, aus dem ersicht​lich wird,

- ob und welche Schritte bisher durchgeführt wurden und durch​geführt werden sollen, die Unternehmensziele auf eine ökolo​gische und soziale Energiepolitik auszurichten (vom Energie​versorgungsunternehmen zum Energiedienstleistungsunternehmen);

- welche Vorstellungen die Stadtwerke Kiel AG in den neu zu ver​handelnden Konzessionsvertrag mit der Landeshauptstadt Kiel einbringen wollen und ob aus Sicht der Stadtwerke Kiel AG Än​derungen der Satzung der Stadtwerke Kiel AG gewollt sind;

- ob und inwieweit die Stadtwerke Kiel AG ihre Geschäftspolitik im Umland unter Berücksichtigung örtlicher Energiekonzepte intensivieren und ggf. ausweiten wollen bzw. können;

- ob und inwieweit eine weitere Linearisierung der Stromtarife angestrebt wird.

2. Der Wirtschaftsausschuß wird gebeten, der Ratsversammlung einen Verfahrensvorschlag vorzulegen, um die Fragen der Energiever​sorgung mit allen im Rat vertretenen Fraktionen und den rele​vanten gesellschaftlichen Gruppen diskutieren zu können.

3. Der Magistrat wird gebeten, der Ratsversammlung die städti​schen Vorstellungen über den neu zu verhandelnden und abzu​schliessenden Konzessionsvertrag und über eventuell beabsich​tigte Änderungen des Gesellschaftsvertrages mit der VVK sowie über Änderungen der Satzung der Stadtwerke Kiel AG in einem schriftlichen Bericht vorzulegen."

1. Stellv. Stadtpräsident Dr.   R e i m e r s   (CDU) weist darauf hin, daß an der Beratung und Beschlußfassung die gewählten Aufsichtsratsmitglieder und die Beschäftigten der Stadtwerke Kiel AG nicht mitwirken dürfen.

Stadträtin   S i e b k e   (SPD) stellt folgenden Alternativantrag:

"Der Magistrat wird gebeten, die Stadtwerke Kiel AG um einen Bericht zu bitten, in dem sowohl

- die bisherige Umsetzung des Energiekonzeptes als auch

- die jetzige Unternehmenspolitik als Energiedienstleistungsunternehmen dargestellt wird.

Zukünftige Entwicklungen, z. B. bei der Tarifgestaltung bzw. bei Verhand​lungen mit den Umlandgemeinden, sollten ebenfalls erläutert werden."

Ratsherr   V o i g t   (DIE GRÜNEN) erläutert den Antrag seiner Fraktion.

Mit dem Antrag der SPD-Ratsfraktion ist er nicht einverstanden, da er keine Alternative darstellt.

Er schlägt vor, ggf. beide Anträge im Wirtschafts- und Umweltausschuß weiterzudiskutieren.

Er betont, daß es sich bei dem Antrag im Wesentlichen um einen Verfahrens​vorschlag handelt.

Ziel ist, daß die Verantwortlichen einen gründlichen Bericht erstellen, aus dem sich ergibt, welche Vorstellungen hinsichtlich der Weiterentwicklung der Gesellschaften bestehen.

Stadträtin   S i e b k e   (SPD) betont, daß sie sich die Angelegenheit nicht einfach macht.

Sie hat u. a. von Vertretern des BUND gehört, daß die Stadtwerke Kiel AG Vorbildfunktion als kundennahe Energiesorger haben.

Dieses kann man an vielen Beispielen nachvollziehen. Im Ergebnis hat sich eine Menge getan.

Sie führt als Beispiele an das Energiesparberatungskonzept, welches zu Be​ginn des Jahres in Kraft getreten ist; die Unterrichtung der Öffentlich​keit; ein Energiedienstleistungsangebot, in dessen Rahmen z. B. durch die ausführenden Firmen Installationsberatungen erfolgen; den Einstieg in li​nearisierte Stromtarife (Es wird 1991 einen einheitlichen Grundpreis geben, der in zwei Jahren hinsichtlich einer möglichen Absenkung überprüft werden wird. Der Arbeitspreis wird dann steigen); ein kleines dezentrales Block​heizkraftwerk, das es in Preetz geben wird und die Absicht, sich am Wind​parkunternehmen zu beteiligen, wenn ein Konzept vorliegt und das finanziel​le Risiko tragbar ist.

Die Stadtwerke sind im Gespräch mit ihren Kunden in den privaten Haushalten und in den Betrieben, wobei allerdings kritisch anzumerken ist, daß es in diesem Bereich immer noch Sonderverträge gibt.

Schon seit einigen Jahren konsolidieren sie ihren inneren Dienstleistungs​bereich, worauf die Aufsichtsräte auch sehr achten.

Sie wehrt sich gegen die Unterstellung, die Stadtwerke richten sich nur nach Versorgung und schlichter Gewinnmaximierung.

Soll eine sinnvolle Diskussion stattfinden, wäre zunächst eine Gegenstudie angebracht.

Der naheliegende Weg bei Problemen mit Tarifpreiserhöhungen wäre jedoch, die Vorstandsmitglieder in die Fraktionen kommen zu lassen und sich z. B. einen Bericht im Wirtschaftsausschuß geben zu lassen.

An den Beispielen Kronshagen und Schönkirchen, wo neue Verträge abgeschlos​sen wurden, ohne daß Wünsche hinsichtlich eigener Einspeisung o. ä. geäu-

ßert wurden, wird deutlich, daß das Unternehmen flexibel ist und auch auf Wünsche und Erläuterungsbedarf reagiert.

Für sie stellt der Antrag konkret einen Alternativantrag dar, weil die Forderungen der Ratsfraktion DIE GRÜNEN nicht abgewertet, aber auch nicht übermäßige aufgewertet werden.

Stadtrat   D i e k e l m a n n   (CDU) bezeichnet es als ein legitimes Anliegen einer kleinen Fraktion, an der Diskussion um die zukünftige Energiepolitik teilnehmen zu wollen.

Seiner Meinung nach wird es immer schwieriger, ein Dienstleistungsunterneh​men zu sein; ein Monopol ist wohl notwendig.

Er hält den Antrag der SPD-Ratsfraktion für vernünftig, würde ihn aber da​hingehend ergänzen, daß auch ein Bericht über die bisherigen und künftigen Energiemaßnahmen gegeben wird.

Ratsherr   V o i g t   (DIE GRÜNEN) spricht das Thema Energiesparen an und betont, daß man zum organisierten Sparen übergehen muß.

Er geht auf das Beispiel der Verhandlungen mit Neudorf ein.

Hintergrund ist, daß die Stadtwerke Kiel AG eine Gasleitung nach Schleswig legen und die Gemeinde Neudorf um eine Gaszuleitung gebeten hat. Beabsich​tigt war, dann in Neudorf ein Blockheizkraftwerk zu errichten.

Die Stadtwerke haben dies abgelehnt; sie verwenden Gas nur für den Wärmebereich, was jedoch unökolgisch ist.

Gas ist ökologisch nur in Blockheizkraftwerken einsetzbar.

Er spricht weiterhin die Tarife an. Die Bundestarifordnung sieht weitrei​chende Möglichkeiten vor, die aber von den Stadtwerken nicht voll ausge​schöpft werden.

Man muß sich auch die Frage stellen, wer z. B. die Hochspannungsleitungen bezahlt. Die Kosten gehen zu Lasten der privaten Haushalte.

Anläßlich der bevorstehenden Erneuerung von Konzessionsverträgen soll offen gesagt werden, welche Wünsche und Forderungen bestehen. Darauf weist auch eine entsprechende Veröffentlichung der Landesregierung im Amtsblatt Schleswig-Holstein hin.

Er fordert, die Diskussion ruhig jetzt schon beginnen zu lassen; ein schrittweises Vorgehen stellt aus seiner Sicht eine unnötige Zeitverschwen​dung dar.

Beschluß über den Alternativantrag der SPD-Ratsfraktion einschließlich des übernommenen CDU-Ergänzungsantrages:

Nach Antrag - mit Mehrheit -

Beschluß über die Drucksache 527:  A b g e l e h n t  - mit Mehrheit -

i) Tarifstruktur bei der KVAG                                - Drs. 526 ​


Neufestsetzung der KVAG-Tarife


------------------------------

Bei der Genehmigung der Tagesordnung ist beschlossen worden, die Tagesordnungspunkte 9. i) - Drucksache 526 -, 9. p) - Drucksache 591 -, 34. - Drucksache 519 - sowie einen Alternativantrag der CDU-Ratsfraktion - Drucksache 609 - zur Vorlage Drucksache 519 gemeinsam zu behandeln.

Zu 9. i) liegt folgender Antrag der Ratsfraktion DIE GRÜNEN vor:

"Die Ratsversammlung möge beschließen:

1. Die beabsichtigte Erhöhung der KVAG-Tarife zum 01.10.1990 wird abgelehnt.

2. Preisanpassungen werden - wenn nötig - erst nach Beschlußfassung

über ein ÖPNV-Konzept vorgenommen, das Aussagen über eine finanzielle

Konsolidierung im Verbund mit einer Ausweitung und Intensivierung



der KVAG-Angebots machen soll.

3. Der Wirtschaftsausschuß wird gebeten, der Ratsversammlung einen Verfahrensvorschlag für eine konzeptionelle öffentliche Diskussion



zu unterbreiten."

Zu 9. p) liegt folgender Antrag der F.D.P.-Ratsfraktion vor:

"Die Ratsversammlung möge beschließen:

Zur Untersuchung der Organisations- und Betriebsstruktur der KVAG (einschließlich der Kostensituation) wird ein Gutachten vergeben. Die Vergabe erfolgt im Rahmen einer Ausschreibung bis zum Dezember 1990.

Die Kosten des Gutachtens sind von der VVK zu tragen. Die entsandten Mitglieder im Aufsichtsrat der VVK und der KVAG sind in diesem Sinne anzuweisen."

Zu 34. liegt folgende Verwaltungsvorlage vor:

Betreff: Neufestsetzung der KVAG-Fahrtarife Berichterstatter: Stadtrat Dr. Kirschnick 

Antrag: Der Vertreter der Landeshauptstadt Kiel in der Gesellschafter​versammlung der Versorgung und Verkehr Kiel GmbH wird angewie​sen, in der Gesellschafterversammlung oder in schriftlichen Ver​fahren gemäß § 12 Absatz 4 Satz 2 des Gesellschaftsvertrages folgendem Beschluß zuzustimmen:

"Zum 1. Oktober 1990 treten die neuen KVAG-Fahrtarife in





der Fassung der Anlage 2 in Kraft.

Die Ausführungsbestimmungen zum Tarif werden entsprechend




angepaßt."

Hierzu liegt ferner folgender Alternativantrag der CDU-Ratsfraktion,

der mit einer Zusammenstellung auf den Tisch gelegt wurde, vor:

"- Die KVAG Tarife werden ab dem 01.10.1990 i. H. der in der Anlage ge​machten Vorschläge beschlossen.

-
Die besonderen Bedingungen für ein Jahresabonnement mit monatlichen

Fahrgeldeinzug werden so geändert, daß nur eine 1/2 jährliche Kündigung möglich ist.

-
Das Superticket wird als Jahreskarte zum Gesamtpreis von 550,-- DM


(einmalig zu zahlen) eingeführt.

-
Die Stadtkarte gilt an allen Tagen in der Zeit von 9.00 bis 15.00 Uhr


mit Umsteigerecht.

-
Die Kurzstreckenkarte zum Preis von 1,-- DM ohne Umsteigerecht mit

Gültigkeit für 4 Haltestellen im gesamten Tarifgebiet (nicht für "Expressbusse") wird eingeführt.

-
Die Mitnahme von Hunden wird kostenpflichtig gestaltet (Preis:



2 Zonen Kindertarif)

Des weiteren werden die zuständigen Gremien aufgefordert, die sich bereits in Arbeit befindliche Liniennetzüberprüfung zu beschleunigen und die Erstellung eines ÖPNV-Konzeptes in Zusammenarbeit mit dem Umland und anderer Träger des ÖPNV zu forcieren."

1. Stellv. Stadtpräsident Dr.   R e i m e r s   (CDU) weist darauf hin, daß die gewählten Aufsichtsratsmitglieder und Beschäftigten der KVAG und der VVK an der Beratung und Beschlußfassung nicht mitwirken dürfen.

Ratsherr   V o i g t   (DIE GRÜNEN) erläutert den Antrag seiner Fraktion. Er äußert seine Verärgerung über das Eingreifen des ADAC, dessen Argumention seiner Ansicht nach gezielt zu einer Klimakatastrophe führt.

Ratsherr   P l a t h   (F.D.P.) teilt die Auffassung von Ratsherr Voigt (DIE GRÜNEN). Ständige Tariferhöhungen können nicht zum Dauerzustand werden. Die Befürchtung, daß die Akzeptanz in der Bevölkerung nicht gegeben ist, muß vor dem Hintergrund der Bezüge der Beschäftigen im Unternehmen betrachtet werden.

Es ist allgemein bekannt, daß es dort ein 14. Monatsgehalt gibt. Dieses verursacht Mehrkosten von etwa 6 Mio. DM. Er weist auch kritisch darauf hin, daß sich die Besoldung des Direktors auch angesichts der steigenden Verluste weiterhin erhöht.

Die Kostenstruktur sollte neu diskutiert werden.

Stadtrat Dr.   K i r s c h n i c k   (CDU) erläutert die Verwaltungsvor- lage. Er ist nicht ganz sicher, ob eine Mehreinnahme in Höhe von etwa 

2 Mio. DM erzielbar ist und weist auf das Spannungsfeld zwischen Wirt​schaftlichkeit und Attraktivität hin.

Die Frage ist, wieviel ÖPNV die Stadt sich leisten kann und will. Auf jeden Fall ist ein zukunftsgerichtetes ÖPNV-Konzept notwendig.

Stellv. Stadtrat Dr.   H a a s s   (SPD) bestätigt, daß man sich leider regelmäßig mit Tarifänderungen bei dere KVAG beschäftigen muß.

Ziel der SPD ist es, den Modal-Split zugunsten des ÖPNV zu verbessern. Dies ist ein klares Ziel, welches sich auch aus dem Generalverkehrsplan ablesen läßt. Allerdings hat er Zweifel, ob die CDU an diesem Ziel festhalten wird.

Er weist darauf hin, daß der ursprüngliche Vorschlag der Geschäftsleitung bereits im Mai veröffentlicht wurde und findet es erstaunlich, daß erst heute ein Alternativantrag der CDU-Ratsfraktion auf den Tisch gelegt wurde.

Er empfiehlt zur Information ein Treffen mit dem Vorstand der KVAG.

Eine Änderung des Leistungsangebotes soll nicht zugelassen werden, sondern es soll vielmehr eine Steigerung der Attraktivität erreicht werden.

Ratsherr   W u l f f   (CDU) weist darauf hin, daß eine große Verantwortung getragen werden muß, und zwar nicht nur für die Mitarbeiter und Familien, sondern auch für die Bevölkerung als Empfänger der Dienstleistung.

Es sollte jetzt keine Sozialdiskussion über das 14. Monatsgehalt u. ä. ge​führt werden. Die betriebswirtschaftliche Situation der KVAG muß berück​sichtigt werden bei der Diskussion über Tariferhöhungen.

Ziele sind die Aufarbeitung betriebswirtschaftlicher Defizite und eine Steigerung der Attraktivität des Angebotes, z. B. durch einen Kurzstrecken​tarif.

Das Superticket als Jahreskarte anzubieten, hält er für eine gute Idee. Al​lerdings kritisiert er, daß beim Superticket, anders als bei sonst üblichen

Abonnements, jederzeit eine Kündigung möglich ist. Der Kunde hat den Preis​vorteil, aber der Anbieter, die KVAG, verzichtet dadurch auf seinen Absatz​vorteil. Aus diesem Grund sollte man eine halbjährliche Kündigungsfrist einführen, damit auch die KVAG einen Vorteil aus dem Abonnement erhält.

Als ein Beispiel, wie sich die KVAG Gedanken über Benutzerfreundlichkeit machen könnte, schildert er die Situation in Klausbrook.

Stadtrat Dr.   K i r s c h n i c k   (CDU) nimmt Stellung zu der vom stellv. Stadtrat Dr. Haass (SPD) angesprochenen Einzelhandelsstudie für den Kieler ÖPNV.

Das Ergebnis macht deutlich, daß der Privat-Pkw eine dominierende Rolle spielt. Bei allen Bemühungen um mehr Attraktivität ist es nicht gelungen, Pkw-Benutzer zum Umsteigen auf den ÖPNV zu bewegen.

Man sollte aber nicht mit Gewalt versuchen, Privatfahrzeuge aus der Innenstadt zu verdrängen; das würde zu einem Schaden beim Einzelhandel führen. Vielmehr muß man eine Politik finden, die zu einer vernünftigen Verkehrslösung für die Innenstadt führt.

Stellv. Stadtrat Dr.   H a a s s   (SPD) weist darauf hin, daß der General​verkehrsplan früher den Individualverkehr und den ÖPNV als gleichberechtigt ausgewiesen hat, während jetzt der ÖPNV den Vorrang hat. An diesem Vorsatz soll auch festgehalten werden.

Bezüglich des Kurzstreckentarifs, der einem City-Tarif vorzuziehen ist, teilt er mit, daß dieser aus technischen Gründen z. Z. noch nicht einge​führt werden kann.

Sobald die technischen Möglichkeiten bestehen, wird er schnellstmöglich darauf zurückkommen.

Ratsherr   V o i g t   (DIE GRÜNEN) ist der Meinung, daß der Antrag der CDU-Ratsfraktion der Vorschlags-Vorlage sehr nahe kommt.

Der Vorstand selbst hat einen Vorschlag gemacht, der zwangsläufig zu höheren Mindereinnahmen führt.

Seiner Ansicht nach wird der geplante Kurzstreckentarif nicht zum Umsteigen vom Pkw auf den ÖPNV führen.

Auch beim Kurzstreckentarif müßten Umsteigemöglichkeiten vorhanden sein.

Er weist auf den Generalverkehrsplan hin und darauf, daß es Aufgabe des Dezernenten ist, sich an die Zielvorgaben zu halten.

Er erhebt den Vorwurf, daß die wesentlichen Geldströme nach wie vor in den Individualverkehr fließen.

Zu dem Thema des 14. Monatsgehaltes bemerkt er, daß man ja nicht unbedingt die Abschaffung fordern muß; das Thema sollte aber zumindest diskutierbar sein.

Ratsherr   K ü h l m o r g e n   (SPD) bezieht  Stellung zu der von Stadtrat Dr. Kirschnick (CDU) geäußerten Sorge bezüglich der Zurückdrängung des Individualverkehrs.

Im Ausland, beispielsweise in Holland, gibt es in mit Kiel größenmäßig vergleichbaren Städten im Zentrum fast gar keinen Individualverkehr mehr.

Ratsherr   W u l f f   (CDU) bezeichnet den Vorwurf von Ratsherr Voigt (DIE GRÜNEN), der Vorstand würde bewußt Defiziten zustimmen, als böswillige Un​terstellung. Er weist auch darauf hin, daß bei sinkenden Konzessionsabgaben auch soziale Maßnahmen beschnitten werden müssen.

An Stellv. Stadtrat Dr. Haass (SPD) gerichtet bemerkt er, daß es in seiner Fraktion einen interessanten Diskussionsprozeß über die City-Karte und den Kurzstreckentarif gegeben hat; die Entscheidungen fallen durch die Fraktion und nicht nur durch ihre Mitglieder im Aufsichtsrat.

Der Kurzstreckentarif stellt nach Ansicht der SPD-Ratsfraktion die bessere Alternative dar.

Es folgt eine Sitzungsunterbrechung von 18.37 Uhr bis 19.20 Uhr.

1. Stellv. Stadtpräsident Dr.   R e i m e r s   (CDU) verliest eine Ände​rung zu dem vorliegenden Antrag der Ratsfraktion DIE GRÜNEN - Drucksache 526 -.

Der Absatz 1 wird geändert: "1. Eine Erhöhung der KVAG-Tarife zum gegenwär​tigen Zeitpunkt wird nicht beschlossen."

Beschluß zu Punkt 9. i) - Drs. 526 - einschließlich der vorgetragenen Änderung:

A b g e l e h n t   -  mit Mehrheit -

Beschluß zu Punkt 9. p) - Drs. 591:  A b g e l e h n t   - mit Mehrheit -

1. Stellv. Stadtpräsident Dr.   R e i m e r s   (CDU) läßt die zu Punkt 34. vorgelegte Drucksache 519 und den Antrag der CDU-Ratsfraktion - Drs. 609 ​alternativ abstimmen.

In alternativer Abstimmung erhält die Drucksache 519 19 Ja-Stimmen und die Drucksache 609 15 Ja-Stimmen.

Die entsprechenden Beschlüsse lauten somit wie folgt:

Beschluß zu Punkt 34. - Drs. 519 -: Nach Antrag - mit Mehrheit -

Beschluß zu Punkt 34. - Alternativantrag der CDU-Ratsfraktion - Drs. 609 -:

 A b g e l e h n t   - mit Mehrheit -

j) Umsetzung des Abfallwirtschaftskonzeptes 1990 


---------------------------------------------

Bei der Genehmigung der Tagesordnung ist beschlossen worden, die Punkte 9. j) - Drucksache 578 -, den Alternativantrag hierzu - Drucksache 603 ​9. n) - Drucksache 589 - und die zunächst als Punkt 15. - Nichtöffent​liche Sitzung - eingeordnete Drucksache 455, die in die Öffentliche Sitzung gezogen wurde, gemeinsam zu behandeln.


Zu
9. j) liegt folgender Antrag der SPD-Ratsfraktion vor:

"1. Die Verwaltung wird aufgefordert, umgehend über den Stand der Umsetzung des Abfallwirtschaftskonzeptes 1990 zu berichten.

 2. Die Verwaltung wird gebeten, eine flächendeckende Sammlung vegetabiler Haushalts- und Gartenabfälle im gesamten Stadtge-

biet sowie deren Kompostierung gutachtlich klären zu lassen. Das Gutachten soll auch die bisherigen Ansätze (Kompostierung bei der Einrichtung des Diakonischen Werkes in Altenholz, Gartenabfallkompostierung Hasselfelde) bewerten. Mittel für dieses Gutachten sind im Nachtragshaushalt 1990 bereitzu​stellen.

 3. Ferner soll der Ratsversammlung über mögliche Konsequenzen aus dem Entwurf eines Abfallwirtschaftsprogramms der Landesregie​rung für das Abfallwirtschaftskonzept 1990 der Landeshaupt-



stadt Kiel Bericht erstattet werden.

 
4. Die Verwaltung wird gebeten, der Ratsversammlung bis zum Jahresende ein Konzept vorzulegen, das es unter weitestge​hender Ausschöpfung aller Vermeidungs- und Verwertungsmög​lichkeiten und unter Einbeziehung neuerer abfallwirt​schaftlicher Überlegungen der Landesregierung erlaubt, die Leistung der Müllverbrennungsanlage auf Dauer erheblich zu reduzieren. Insbesondere soll dieses Konzept Hinweise ent​halten, unter welchen Bedingungen auf einen Neubau der Verbrennungslinie 3 verzichtet werden kann.


 5. Die Ratsversammlung hält die Aufnahme von Verhandlungen


mit den Landkreisen Rendsburg-Eckernförde und Plön über

weitere gemeinsame Abfallverwertungseinrichtungen wie beispielsweise Wertstoff- und Reststofflagerstätten für zweckmäßig."

Hierzu liegt ferner folgender Alternativantrag der Ratsfraktion DIE GRÜNEN vor:

"1. Die Sammlung von Kunststoffabfällen wird fortgesetzt. Die Ver​waltung wird beauftragt, umgehend einen Vorschlag für ein flä​chendeckendes Sammelsystem vorzulegen (bzw. über dessen Einbe​ziehung in ein integriertes Entsorgungskonzept). Darüber hinaus soll umgehend über schleswig-holsteinische (Kreise, Land) Akti​vitäten im Bereich der Kunststoffsammlung und -verwertung be​richtet werden.

2. Das von der Ratsversammlung beschlossene Konzept zur Erweite-


rung der Müllverbrennungsanlage wird ausgesetzt.

3. Eine neue Beschlußfassung über die Müllverbrennung soll be-


rücksichtigen:


- den tatsächlich neuesten Stand der Technik


- eine verbindliche Aussage der Landesregierung zur Laufzeit



der Kessel I bis III


- die Integration des erweiterten Abfallwirtschaftskonzeptes.

 4. Im Nachtragshaushalt 1990 werden die Mittel für ein der komple​xen Realität der Landeshauptstadt Kiel entsprechendes Abfall​wirtschaftskonzept bereitgestellt: Die Verwaltung legt im Ein​vernehmen mit den Fachausschüssen dazu einen Antrag vor. Die bisher vorgelegten Vorstellungen der Verwaltung und der Frak​tionen werden bei der Auftragsvergabe und bei der Umsetzung in geeigneter Weise berücksichtigt."

Zu
9. n) liegt folgender Antrag der F.D.P.-Ratsfraktion, der mit einer

Zusammenstellung nachgeschickt wurde und dessen Dringlichkeit anerkannt wurde, vor:

"Die Stadt Kiel verfolgt vorrangig zwei abfallpolitische Ziele:

1. Errichtung einer neuen Kieler Abfallbewirtschaftung mit den Schwer​punkten Abfallvermeidung und stoffliche Abfallverwertung.

2. Den stufenweisen Ausstieg aus der Müllverbrennungsanlage Kiel ent​sprechend der verringerten Entsorgungskapazität und Reduzierung der Abfallverbrennung um 60 % bis zum Jahre 1995.

Um diese Ziele zu erreichen, ist die Umsetzung folgender Maßnahmen er​forderlich:

3. Die Stadt entwickelt umfassende und langfristig angelegte, konzeptio​nelle Abfallvermeidungsstrategien, um das "Ex und hopp" Verhalten der

Abfallverursacher zu verändern. Sie verfolgt einen drastischen Ausbau der Wertstoffsammlung und errichtet mindestens vier Recycling - Höfe (RC), die dezentral im Stadtgebiet die Sammlung von Wertstoffen aller Art aus Haushalten und Gewerbe in einem kombinierten Hol- und Bringsy​stem organisieren. Die in den RC erfaßten Sekundärrohstoffe werden über ein zentrales Abfallwirtschaftszentrum (AWZ) vermarktet. Als Standort des AWz ist das Industriegebiet Wellsee vorgesehen.

4. Das derzeitige System der Müllabfuhr wird stufenweise auf ein Vier​Kammer-Holsystem umgestellt. Neben den Wertstoffen Glas, Papier/Pappe sollen vor allem Kunststoffe, Problemabfälle, Elektronikschrott und Sperrmüll einer thermischen Verwertung entzogen und in einen Wertstoff​kreislauf zurückgeführt werden.

Für kompostierbare Abfälle wird kurzfristig am AWZ Wellsee eine erste Kompostierungsanlage für natürliche, organische Abfälle und Vegetabilien errichtet.


Die Eigenkompostierung wird gefördert.

5. Die erforderlichen sächlichen udn personellen Mittel, insbesondere zusätzliche Planstellen für Abfallberater in RC, werden voll in die Ab​fallbeseitigungsgebühr einbezogen.

6. Zur Verwirklichung der Abfallziele, insbesondere hinsichtlich des an​stehenden Flächenbedarfs und der gemeinsamen Vermarktung der Wertstoffe, sind unverzüglich Verhandlungen mit den Nachbarkreisen und den privaten Müllentsorgern aufzunehmen."

Zu Punkt 15. - Nichtöffentliche Sitzung - liegt folgende Verwaltungsvorlage vor:


Betreff: Einführung der Papiertonne und Umrüstung der Ringtonne auf

das Müllgroßbehältersystem (MGB) in Kiel


Berichterstatter: Stadtrat Schirmer


Antrag:
1. Von dem nachfolgend dargestellten Konzept zur flächen-

deckenden Einführung der Papiertonne und Umrüstung der Ringtonne auf das Müllgroßbehältersystem (MGB, Müll​behälter auf Rädern) in Kiel wird Kenntnis genommen.



2. Der Leistung einer überplanmäßigen Ausgabe in Höhe von

28.500,-- DM bei der HHSt. 72/653 (Öffentliche Bekannt​machungen) gemäß § 82 Gemeindeordnung wird zugestimmt. Der Betrag wird gedeckt durch Minderausgaben bei der HHSt. 72/675 (An öffentliche Unternehmen).

Ratsherr   N i e l ä n d e r   (SPD) erläutert den Antrag seiner Fraktion und geht anschließend auch auf die Anträge der F.D.P.-Ratsfraktion und der Ratsfraktion DIE GRÜNEN ein.

Ratsherr   R o g a c k i   (CDU) fragt, wieviel Abfall durch den Antrag eingespart werden soll.

Ratsherr   N i e l ä n d e r   (SPD) weist darauf hin, daß dies im Abfallwirtschaftskonzept nachzulesen ist.

Ratsherr   V o i g t   (DIE GRÜNEN) ist der Auffassung, daß es sich hierbei um einen politischen Rückschritt handelt, der weder verantwortungsvoll, noch ökologisch ist.

Das angegebene Mengengerüst stimmt nachweislich nicht.

Er kritisiert, daß der Hauptanteil der finanziellen Mittel für die Verbrennung aufgebracht wird.

Er fordert die Fortsetzung der Kunststoffsammlung, da Kunststoff den problematischten Stoff neben Sondermüll darstellt.

Die Verwaltung soll ein neues Sammelsystem vorschlagen.

Das Konzept zur Erweiterung der Müllverbrennungsanlage sollte ausgesetzt und neu diskutiert werden. Anschließend sollte ein neues Konzept vorgelegt werden.

Bei der Müllverbrennung müssen ökologische Kriterien, wie z. B. die Schlackeverglasung, berücksichtigt werden.

Es wird eine Aussage der Landesregierung benötigt.

Die Restmüllbehandlung sollte nicht isoliert betrachtet werden. Die Frage der Verbrennung kann nur integriert werden in das gesamte Abfallbe- seitigungskonzept.

Weiterhin ist eine Datengrundlage erforderlich.

Ratsherr   P l a t h   (F.D.P.) erläutert den Antrag seiner Fraktion. Er fordert nachdrücklich, nicht nur zu reden, sondern auch praktisch etwas zu unternehmen.

Es wurde zwei Wochen lang mit Bürgern auf dem Wochenmarkt eine Punktedis​kussion erstellt.

Das Interesse des Bürgers an der Eigenkompostierung ist sehr groß.

Er hält es für eines der größten Versäumnisse der SPD, den Gedanken der Eigenkompostierung nicht weiter verfolgt zu haben.

Er spricht die Entsorgung von Kühlschränken in Kiel an, die sehr positiv verlaufen ist.

Es gibt eine Fülle von Details im Antrag und in der Begründung des Konzep​tes, die die SPD-Ratsfraktion offensiv aufnehmen sollte.

Ratsherr   R o g a c k i   (CDU) stimmt der Forderung zu, daß die Abfall​vermeidung absoluten Vorrang haben soll. Dennoch kann man nicht so tun, als hätte man keinen Abfall.

Laut einer Hochrechnung ist ein leichter Anstieg der Abfallmenge zu ver​zeichnen.

Den Bau der Müllverbrennungsanlage auszusetzen, hilft seiner Meinung nach nicht.

Er geht auf den Antrag der SPD-Ratsfraktion ein, den er zum gegenwärtigen Zeitpunkt für überflüssig hält.

Er bezieht ebenfalls Stellung zum Antrag der Ratsfraktion DIE GRÜNEN und merkt dazu an, daß es eine Tatsache ist, daß man sich des Kunststoffmülls nur mit hohen Geldbeträgen entledigen kann, sofern überhaupt eine Möglich​keit besteht.

Selbst dann weiß man jedoch nicht, wie er verwertet wird.

Er weist darauf hin, daß die F.D.P.-Ratsfraktion bisher keine Chance hatte, an dem Abfallwirtschaftskonzept teilzunehmen. Man sollte für neue Ideen offen sein.

Er schlägt vor, die vorliegenden Anträge und Vorlagen an den Umwelt- und den Ordnungsausschuß zu überweisen.

Stadtrat   S c h i r m e r   (SPD) erläutert die derzeitigen Tätigkeiten der Verwaltung und zählt dazu folgende Aufgaben auf:

-
Deponie Schönwohld: Der Altbereich der Deponie ist nahezu verfüllt.

Die Genehmigungsunterlagen liegen vollständig zur Prüfung vor; die Genehmigung für Betrieb und Bau wird noch in diesem Jahr erwartet.

-
Kompostierungsanlage Hasselfelde: Es wurden Aufträge vergeben; der Bau

wird im Oktober 1990 beginnen und voraussichtlich Ende d. J. 1991 beendet sein.


Es besteht dann die Möglichkeit, Garten- und Grünabfälle zu kompostieren.

-
Kompostierungsanlage der Diakonie in Altenholz: Der Baubeginn hat sich

seit 1987 immer wieder verzögert, er wird aber in den nächsten Tagen erwartet.


Die Fertigstellung wird nicht vor Ende d. J. 1992 erfolgen.

Ziel ist, daß beim Endzustand der Kompostierung etwa 33.000 t Abfall


erfaßt werden können.

-
Müllverbrennungsanlage: Das Umweltministerium ist grundsätzlich mit der

von der Ratsversammlung vorgesehenen Planung einverstanden. Eine Vermin​derung der augenblicklichen Verbrennungskapazität wäre begrüßenswert.

Unabhängig daran prüft die Müllverbrennungsanlage GmbH die Möglichkeit, durch einen provisorische Betrieb des Kessels 3 mit Natronlauge diesen Kessel über den 28.02.1991 hinaus betreiben zu können.

Nach einer neuen Schätzung werden die Kosten, bedingt durch technische Verbesserungen, eine separate Filterstaubverglasung und eine aufwendigere Gebäudetechnik auf 220 Mio. DM steigen. Dazu kommen weitere Kosten in Höhe von etwa 46 Mio. DM.

Bis zum vollständigen Abschluß einer umfassenden Prüfung bezüglich mögli​cher Änderungen muß die Planung für den Umbau der Müllverbrennungsanlage zunächst unverändert weitergehen.

-
Es soll eine Kontaktaufnahme der Umweltausschüsse der Landeshauptstadt


Kiel und des Kreises Rendsburg-Eckernförde stattfinden.

-
Die Eigenkompostierung soll gestärkt werden. Es wird über ein Sammel- 


system nachgedacht.

-
Es fanden Gespräche mit Schaustellern statt. Die Reduzierung von Einweg-


geschirr ist vorgesehen.

-
Es wurde eine Arbeitsgruppe Abfallvermeidung eingerichtet.

-
Eine weitere Aufgabe ist die Einführung von neuen Glascontainern. Er

verweist hierzu auf die Vorlage. Die Verdoppelung der Einsammlungsquote wird erhofft. Es wird erwogen, eine Trennpflicht in der neuen Satzung vorzuschreiben.

-
Die Aufstellung von Papiertonnen wird ebenfalls z. Z. vorbereitet.

Er nimmt Stellung zu dem Problem der Kunststoffsammlung. Die Sammlung wur​de, wie von der Ratsversammlung beschlossen wurde, eingestellt.

Dies ist bedauerlich, war aber nicht zu verhindern, da keine Möglichkeit der Verwertung besteht.

Eine Wiederaufnahme der Kunststoffsammlung setzt gesicherte Erkenntnisse voraus.

Es soll eine neue Abfallsatzung erstellt werden. Vorgesehen ist eine men​genproportionale Gebühr, so daß finanzielle Anreize geschaffen werden für diejenigen, die zur Müllreduzierung bereit sind.

Er geht auf die Anträge der F.D.P.-Ratsfraktion und der Ratsfraktion DIE GRÜNEN ein.

Er weist darauf hin, daß die Verantwortung auch bei denen, die den Müll erzeugen, also auch bei den Verbrauchern, liegt.

Der Vorsitzende des Umweltausschusses, Herr   W e t t e n g e l   (SPD) verweist auf zahlreiche Pressemitteilungen in den Kieler Nachrichten.

Er kritisiert, daß die intensive Arbeit an dem Konzept seitens der F.D.P.-Ratsfraktion mißkreditiert wird.

Man war vor fünf Jahren davon ausgegangen, daß es Kunststoff-Recycling überall geben werde. Es hat sich allerdings herausgestellt, daß es in Nord​deutschland keine Möglichkeiten gibt.

Eine Aufhebung des MVA-Konzeptes ist nicht vertretbar, da ein Mindestmaß an Versorgungssicherheit gewährleistet werden muß.

Zu dem vorgebrachten Überweisungsantrag gibt er den Hinweis, daß ein Infor​mationsdefizit vorhanden ist.

Er geht näher auf den Antrag der SPD-Ratsfraktion ein und weist auf die Notwendigkeit hin, heute einen Beschluß zu fassen.

Ratsherr   V o i g t   (DIE GRÜNEN) teilt mit, daß seitens seiner Fraktion alle vorliegenden Anträge abgelehnt werden.

Der Zeitplan im MVA-Konzept kann seiner Ansicht nach nicht eingehalten werden.

Um eine klare Linie zu erreichen, sollte das Konzept ausgesetzt werden.

Stadtrat   S c h i r m e r   (SPD) fragt, an Ratsherrn Voigt (DIE GRÜNEN) gerichtet, ob er richtig verstanden hat, daß die Einführung von Glascontai​nern abgelehnt werden soll.

Nach eingehender Prüfung hat sich gezeigt, daß dies die effektivste mögliche Maßnahme ist. Jede andere Methode der Glassammlung scheidet aus.

Zur Zeitplanung führt er an, daß es keine sichere Planung gibt; es ist beabsichtigt, das Antragsverfahren bis zum Herbst 1991 abzuschließen.

Beschluß über den Geschäftsordnungsantrag, die Anträge an den Umweltausschuß zu überweisen:

A b g e l e h n t   -  mit Mehrheit -

Beschluß über den Antrag der F.D.P.-Ratsfraktion - Drucksache 589 -:

A b g e l e h n t   -  mit Mehrheit -

Beschluß über den Alternativantrag der Ratsfraktion DIE GRÜNEN - Druck​sache 603 -:

A b g e l e h n t   -  mit Mehrheit

Beschluß über den Antrag der SPD-Ratsfraktion - Drucksache 578 -:

Nach Antrag - mit Mehrheit -

Beschluß über die Verwaltungsvorlage - Drucksache 455 -:

Nach Antrag - mit Mehrheit -

k) Informationsblatt zur Kriegsdienstverweigerung in         - Drs. 581 


Zusammenhang mit den von der Stadt versandten


Erfassungsbescheiden


--------------------------------------------------


Hierzu liegt folgender Antrag der Ratsfraktion DIE GRÜNEN vor:

"Den von der Landeshauptstadt Kiel an Wehrpflichtige versandten Erfas​sungsbescheiden wird zukünftig ein Informationsblatt mit Hinweisen zur Kriegsdienstverweigerung beigefügt."

Ratsherr   D i t t r i c h   (DIE GRÜNEN) erläutert den Antrag.

Stadtrat   M o r i z   (CDU) bezeichnet diesen Antrag als für die Ratsfrak​tion DIE GRÜNEN typisch und führt aus, warum er den Antrag ablehnen wird.

Stadträtin   S i e b k e   (SPD) bemerkt, daß das Merkblatt für Kieler Ver​hältnisse nicht ganz zutreffend ist.

Sie erklärt, daß die SPD-Ratsfraktion dem Antrag in der Tendenz zustimmt. Voraussetzung ist, daß es sich bei dem Informationsblatt um ein offizielles Blatt des Bundesamtes für Zivilschutz handelt.

Ratsherr   D i t t r i c h   (DIE GRÜNEN) nimmt Stellung zu den von Stadt​rat Moriz (CDU) geäußerten Vorwürfen und erhebt seinerseits den Vorwurf, Stadtrat Moriz habe ihm nicht richtig zugehört.

Ratsherr   P l a t h   (F.D.P.) plädiert für ein Merkblatt, das aufzeigt, warum Wehrdienst auch heute noch und in dieser Form wichtig ist.

Oberbürgermeister   L u c k h a r d t   (SPD) erläutert das Verfahren, das vom Einwohnermeldeamt praktiziert wird.

Er spricht sich dagegen aus, die Verwaltung aufzufordern, ein parteipoliti​sches Instrument einzusetzen. Es können nur offizielle Merk- und Informa​tionsblätter zugelassen werden.

Beschluß einschließlich der vorgetragenen Ergänzung:

Nach Antrag - mit Mehrheit -

Es folgt eine Sitzungsunterbrechung von 20.55 Uhr bis zum 31.08.1990

14.04 Uhr:

l) Vormittagsbetreuung an Grundschulen                       - Drs. 583 ​


-----------------------------------


Hierzu liegt folgender Antrag der CDU-Ratsfraktion vor:


"Zur Errichtung einer Vormittagsbetreuung an Kieler Grundschulen wird


der Magistrat aufgefordert zu prüfen:

1. An welchen Grundschulen ist ein Betreuungsangebot für Kinder vor und nach dem regulären Unterricht, auch bei plötzlichem Unterrichtsaus​fall, zwischen ca. 07.30 bis 13.00 Uhr sinnvoll und gewünscht?


2. Wieviele Gruppen müßten eingerichtet werden (je ca. 15 - 20 Kinder),



um einem zu erwartenden Bedarf gerecht zu werden?


3. Welche Kosten fallen für Materialien an, um die Kinder in den Rand-



stunden mit Spielen und Hausaufgabenhilfe zu betreuen?


4. Welche Personalkosten entstehen für die Erzieher und Aufsichten?

5. In welchem Umfang ist das Land Schleswig-Holstein bereit, sich an den Personalkosten zu beteiligen?


6. Ist es möglich und unter welchen Voraussetzungen, Eltern, ehren-




amtlich oder gegen Honorar, mitarbeiten zu lassen?


7. Von welchem Zeitpunkt an könnte diese Vormittagsbetreuung angeboten




werden?


8. In welchen Schulen könnte aufgrund vorhandener Einrichtungen ein




Mittagessen zu welchen Kosten angeboten werden?


9. In welcher Höhe erscheint eine Elternbeteiligung an den entstehenden




Kosten auch unter sozialpolitischem Aspekt vertretbar?"

Ferner liegt hierzu folgender Änderungsantrag der Ratsfraktion DIE GRÜNEN - Drucksache 605 -, der mit einer Zusammenstellung auf den Tisch gelegt wurde, vor:


"zu Punkt 2: (je ca. 15 Kinder); "-20" wird gestrichen.



zu Punkt 6:
...zu lassen, nachdem der Grundbedarf durch qualifizierte





Fachkräfte abgedeckt ist?"



zu Punkt 8: ein vollwertiges Mittagessen ...



zu Punkt 9: Die alte Formulierung wird gestrichen.

Neu: Die Einrichtung einer Arbeitsgruppe "Vormittags​schule" als Koordinationsstelle zwischen dem Amt für Schulwesen und dem Jugendamt."

Ratsherr   K r u m r e y   (CDU) erläutert den Antrag seiner Fraktion.

Ratsfrau   H a n o w s k i - Z a b e l   (DIE GRÜNEN) begrüßt es, daß die CDU-Ratsfraktion die Bedürfnisse aufgegriffen hat.

Das Thema ist nicht nur familienpolitisch, sondern auch pädagogisch wichtig.

Viele Kinder sind es nicht gewohnt, mit anderen zusammen zu spielen; diese Mängel könnten durch die Betreuung an der Schule behoben werden. Sie erläutert den Änderungsantrag ihrer Fraktion.

Sie bittet Stadtrat Schirmer (SPD), den täglichen Verkauf von Getränke- packungen in seine Umweltüberlegungen miteinzubeziehen.

Stadtschulrat
Z i m m e r   (CDU) regt an, die Anträge zur Prüfung an den

Magistrat abzugeben.

Ratsfrau   J ö h n k   (SPD) hält eine Überprüfung, ob es ein vernünftiges pädagogisches Konzept gibt, das auf Schleswig-Holstein übertragbar wäre, für sinnvoll.

Sie stellt folgenden Ergänzungsantrag:

"Das Amt für Schulwesen wird beauftragt, die Voruntersuchungen für den "ganzen Halbtagsunterricht" durchzuführen. Es ist eine pädagogische Konzep​tion für den "ganzen Halbtagsunterricht" zu erarbeiten. Hierbei ist zu prü​fen, ob die Versuche anderer Bundesländer auf Schleswig-Holstein - insbe​sondere auf die Landeshauptstadt Kiel - übertragbar sind."

Zum Änderungsantrag der Ratsfraktion DIE GRÜNEN erklärt sie, daß die von der Fraktion vorgesehene Gruppenstärke nicht übernommen werden kann.

Die Ziffer 9. des Antrages der CDU-Ratsfraktion sollte belassen werden; die Ziffer 9. des Änderungsantrages der Ratsfraktion DIE GRÜNEN sollte zur Ziffer 10. werden.

Ratsherr   K r u m r e y   (CDU) erklärt, daß die CDU-Ratsfraktion den Ergänzungsantrag der SPD-Ratsfraktion übernimmt.

Die Ziffern 2., 6. und 8. des Änderungsantrages der Ratsfraktion DIE GRÜNEN sollten nicht übernommen werden.

Beschluß über den Änderungsantrag der Ratsfraktion DIE GRÜNEN:

A b g e l e h n t   -  mit Mehrheit -

Beschluß über den Änderungsantrag der SPD-Ratsfraktion zu den Ziffern 1. und 10.:

Nach Antrag - einstimmig - bei 3 Enthaltungen

Beschluß über den Antrag der CDU-Ratsfraktion einschließlich des Ergänzungsantrages der SPD-Ratsfraktion:

Nach Antrag - einstimmig - bei 2 Enthaltungen

m) Finanzierung des Städtischen Krankenhauses                - Drs. 584 


​------------------------------------------


Hierzu liegt folgender Antrag der CDU-Ratsfraktion vor:

"Die Ratsversammlung fordert die Schleswig-Holsteinische Landesregierung auf, die notwendigen Finanzmittel für die vorgesehenen Umbau- und Erwei​terungsmaßnahmen beim Städtischen Krankenhaus in voller Höhe und zeitge​recht zur Verfügung zu stellen."

Ratsfrau   L e b e r t   (CDU) erläutert den Antrag.

Ratsfrau   S c h a l o w   (SPD) äußert Erstaunen über diesen Resolutions​antrag.

Das Problem wurde bereits im Gesundheitsausschuß behandelt.

Bei dem Verfahren muß jedoch zuerst die Standortfrage geklärt werden. Erst wenn anschließend die konkreten Kosten ermittelt wurden, werden Finanzmit​tel zur Verfügung gestellt.

Es besteht eine außerordentliche Eilbedürftigkeit hinsichtlich der Ermitt​lung, was neu gebaut, abgerissen oder umgebaut werden soll.

Dem Resolutionsantrag kann zu dem jetzigen Zeitpunkt nicht zugestimmt werden.

Stadtrat Dr.   K i r s c h n i c k   (CDU) betrachtet die Frage, was mit der 2. Medizin geschieht, als wichtiges Thema. Sie könnte auf dem Kranken​hausgelände im Gebäude 3 untergebracht werden. Dieses müßte hergerichtet werden.

Zu klären ist, wie man die Baumaßnahme finanzieren kann. Aus Sicht des Krankenhauses werden 10 Mio. DM mehr benötigt, als das Finanzierungsangebot des Landes vorsieht.

Die Eilbedürftigkeit resultiert daraus, daß das Land eine Aussage von der Landeshauptstadt Kiel verlangt, inwieweit sie sich an den Kosten beteiligt.

Es ist grundsätzlich nicht vertretbar, daß das Land von der Stadt eine Beteiligung fordert.

Ein weiteres wichtiges Thema ist die Unterbringung der Psychiatrie. Die Ge​bäude in der Metzstraße sind räumlich zu eng begrenzt. Man sollte überle​gen, ob nicht das Ostufer als Standort geeignet wäre für die Psychiatrie und für Betten der Inneren Medizin.

Er wird dem Ausschuß schnellstmöglich eine Vorlage vorlegen, auf deren Grundlage eine Entscheidung getroffen werden kann.

Ratsherr   V o i g t   (DIE GRÜNEN) stimmt dem Antrag voll zu. Die Eilbe​dürftigkeit ergibt sich seiner Ansicht nach aus der Tatsache, daß die Mehr​heitsfraktion nicht in der Lage ist, eine Entscheidung in der Standortfrage zu treffen.

Beschluß:  A b g e l e h n t  -  mit Mehrheit -

n) Abfallwirtschaftskonzept Kiel                             - Drs. 589 


​-----------------------------


Dieser Antrag ist bereits unter Punkt 9. j) behandelt worden. 


Beratung und Beschluß: siehe dort

Stadtrat   D i e k e l m a n n   (CDU) bittet um Prüfung der Anzahl der anwesenden Ratsmitglieder.

1. Stellv. Stadtpräsident Dr.   R e i m e r s   (CDU) kommt dieser Bitte vor dem Hintergrund des Pairing-Abkommens nach und nimmt eine Zwischenzäh​lung vor.

o) Hafenentwicklungsprogramm                                 - Drs. 590 


​-------------------------

Hierzu liegt folgender Antrag der F.D.P.-Ratsfraktion vor, der mit einer Zusammenstellung nachgeschickt wurde:


"Der Magistrat wird augefordert, für die Stadt Kiel einen Hafenentwick-


lungsplan aufzustellen.

1. Durch den Hafenentwicklungsplan ist festzustellen, daß bestehende Hafenflächen als solche erhalten bleiben und daß zukünftig freiwer​dende, wassergebundene Flächen dem Zweck der Hafenerweiterung dienen (Hafenerweiterungsflächen). Die Hafenerweiterungsflächen sind in dem Flächennutzungsplan entsprechend auszuweisen. Als Hafenerweiterungs​flächen sind durch den Hafenentwicklungsplan insbesondere auszuweisen das Gelände des Marinematerialdepots nördlich des Gemeinschaftskraft​werkes auf dem Ostufer (ca. 12 ha), sowie alle zukünftig möglicher​weise durch eine Reduzierung der Bundeswehr freiwerdenden, wasserge​bundenen Flächen.

2. Der Hafenentwicklungsplan hat die Entwicklungsmöglichkeiten von unterschiedlichen Nutzungsarten auf Hafen- und Hafenerweiterungsflä​chen aufzuzeigen. Zu berücksichtigen sind hierbei auch die Interessen der Museumsschiffe und Traditionssegler.

3. Im Rahmen der Aufstellung des Hafenentwicklungsplanes ist zu prüfen, ob die hafenwirtschaftlichen und geographischen Voraussetzungen für die Einrichtung eines Freihafens in Kiel gegeben sind."

Ratsfrau   A s c h m o n e i t - L ü c k e   (F.D.P.) erläutert den Antrag.

Stellv. Stadtrat Dr.   H a a s s   (SPD) bezeichnet den Antrag der

F.D.P.-Ratsfraktion als einen Schnellschuß, der danebengegangen ist. Dieses Thema hätte die Fraktion bereits im Wirtschaftsausschuß ansprechen können.

Das Ziel unter Ziffer 1. des Antrages stellt bereits eine Vorwegnahme des Ergebnisses dar.

Auch für die Museums- und Traditionsschiffahrt müssen Regelungen getroffen werden.

Die Skepsis, daß Kiel möglicherweise nicht der geignete Ort für die Einrichtung eines Freihafens ist, hat er immer geteilt; ansonsten kann er dem Antrag inhaltlich nicht zustimmen.

Ratsherr   V o i g t   (DIE GRÜNEN) ist der Meinung, daß es keinen Sinn machen würde, den Antrag von der Intention her an den Wirtschaftsausschuß zu überweisen, da der Gegenstand bereits im November von der Ratsversamm​lung so beschlossen wurde. Er kritisiert, daß aus der Begründung die "Lambsdorff-F.D.P." spricht und einzelne Antragspunkte widersprüchlich sind.

Stadtrat Dr.   K i r s c h n i c k   (CDU) erläutert den Stand der Hafen​entwicklungsplanung.

So wird z. B. eine Arbeitsteilung zwischen den bestehenden Hafenteilen wie etwa die Verlegung von Kränen geprüft.

Es wird ebenfalls überprüft, welche zusätzlichen Flächen einer hafenwirt​schaftlichen Nutzung zugeführt werden könnten. Als Beispiele hierfür führt er HDW-Süd und das Marinematerialdepot an.

Ratsherr   V o i g t   (DIE GRÜNEN) bittet diesbezüglich um eine Geschäft​liche Mitteilung.

Stadtrat Dr.   K i r s c h n i c k   (CDU) wird dem zu gegebener Zeit nach​kommen. Er spricht die Frage des Wettbewerbs an; seiner Meinung nach muß zwischen den Häfen ein Wettbewerb bestehen.

Ratsfrau   A s c h m o n e i t - L ü c k e   (F.D.P.) kommt auf den gegen ihre Fraktion erhobenen Vorwurf, der Antrag sei ein Schnellschuß, zu spre​chen und entgegnet, daß ihre Fraktion bereits im Januar darauf hingewiesen habe, daß ein Hafenentwicklungsplan erstellt werden muß. Der von der Rats​versammlung gefaßte Beschluß hatte eine ganz andere Intention; es handelte sich nur um einen Untersuchungsbeschluß, während der jetzt vorliegende An​trag weiter darüber hinaus geht.

Auch seitens der F.D.P.-Ratsfraktion wird der Wettbewerb für richtig gehal​ten.

Beschluß:  A b g e l e h n t   -  mit Mehrheit -

p) Neufestsetzung der KVAG-Tarife                            - Drs. 591 


------------------------------


Dieser Antrag wurde bereits bei Tagesordnungsamt 9. i) behandelt.


Beratung und Beschluß: Siehe dort

q) Bebauungspläne Nr. 807, Nr. 808 und Aufhebung der         - Drs. 597 

​
Bebauungspläne Nr. 255 und Nr. 308 


-------------------------------------------------


Dieser Antrag wurde gemeinsam mit Punkt 21. behandelt.


Beratung und Beschluß: Siehe dort

r)  Ausbildungsplätze für Stralsunder Jugendliche in Kiel     - Drs. 606 -




(Hof Hammer)




-----------------------------------------------------

Hierzu liegt folgender Antrag der Ratsfraktion DIE GRÜNEN, der mit einer Zusammenstellung auf den Tisch gelegt wurde, vor:

"1. Der Magistrat wird gebeten, in Kooperation mit dem Sozialmini​sterium und mit dem Arbeitsamt dafür zu sorgen, daß die im

Lehrgang 90/91 nicht besetzten Lehrgangsplätze im Jugendaufbau​werk Hof Hammer in geeigneter Weise und auf schnellstem Wege arbeits- und ausbildungslosen Jugendlichen aus Stralsund/DDR angeboten werden.

 2. Die Ratsversammlung der Landeshauptstadt Kiel bittet das Sozial​ministerium zu prüfen, ob auch in den anderen 31 Jugendaufbau​werken in Schleswig-Holstein Lehrgangsplätze unbelegt sind, die arbeits- und ausbildungslosen Jugendlichen aus Mecklenburg-Vor​pommern angeboten werden können."



Ratsherr   D i t t r i c h   (DIE GRÜNEN) erläutert den Antrag.



Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

s) Umbesetzung im Finanzausschuß                             - Drs. 607 ​


-----------------------------

Hierzu liegt folgender Antrag der CDU-Ratsfraktion vor, der mit einer Zusammenstellung auf den Tisch gelegt wurde:




"Finanzausschuß:




Anstelle von Ratsherr Jürgen Gebhardt




wird Ratsherr Johannes Wunder stellvertretender Vorsitzender.




Anstelle von Ratsherr Dr. Dietrich Graner




wird Ratsherr Arno Witt Mitglied.




Anstelle von Ratsherr Arno Witt




wird Ratsherr Dr. Dietrich Graner II. Vertreter."



Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

t) Umbesetzung im Wohnungsausschuß                           - Drs. 608 


​-------------------------------

Hierzu liegt folgender Antrag der CDU-Ratsfraktion vor, der mit einer Zusammenstellung auf den Tisch gelegt wurde:




"Wohnungsausschuß:




Anstelle von Ratsherrin Ingrid Potjans




wird Ratsherr Johannes Wunder Vorsitzender."



Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

Die Tagesordnungspunkte 10., 11. und 12. werden gemeinsam beraten.

10. Betreff: Teillandschaftsplan Projensdorfer Gehölz            - Drs. 576 -


Berichterstatter: Stadtbaurat Dr.-Ing. Flagge


Antrag: Dem während der Sitzung aushängenden Teillandschaftsplan

(Zielplan), mit Ausnahme des Geltungsbereichs des Bebauungsplanes Nr. 653, in Verbindung mit den schwarzumrandeten Teilen des beiliegenden Maßnahmekatalogs (Anlage 1) wird zugestimmt.

11. Betreff: 100. Änderung des Flächennutzungsplanes, Fassung    - Drs. 544 ​



1970, für einen Bereich in Kiel-Steenbek-Projensdorf, 




zwischen Nord-Ostsee-Kanal, Industriebahn Suchsdorf - Wik 

und Projensdorfer Straße (endgültiger Beschluß).


Berichterstatter: Stadtbaurat  Dr.-Ing. Flagge

Antrag: I.  Die Bedenken und Anregungen zu dem Entwurf der 100. Änderung des Flächennutzungsplanes, Fassung 1970, von

a) dem Minister für Ernährung, Landwirtschaft, Forsten und Firscherei des Landes Schleswig-Holstein





b) dem Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland





c) der Industrie- und Handelskammer





werden nicht berücksichtigt.

II. Für einen Bereich in Kiel-Steenbek-Projensdorf, zwischen Nord-Ostsee-Kanal, Industriebahn Suchsdorf - Wik und Projens​dorfer Straße wird die 100. Änderung des Flächennutzungsplanes, Fassung 1970, entsprechend dem in der Sitzung aushängenden





Plan endgültig beschlossen.

12. Betreff: Bebauungsplan Nr. 764 für das Baugebiet             - Drs. 545 



​Kiel-Steenbek/Projensdorf, nordwestlich der

Industriebahn, nordöstlich der Projensdorfer Straße, südlich der Flurstücke 24/36, 20/63 und 24/15 der Ge​markung Projensdorf, Flur 3 (Satzungsbeschluß)


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr.-Ing. Flagge

Antrag: I.  Die zu dem Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 764 vorgebrachten Bedenken und Anregungen von





a) der Industrie- und Handelskammer zu Kiel





b) der Unteren Landschaftspflegebehörde





werden teilweise berücksichtigt.





c) dem Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland





d) dem Minister für Ernährung, Landwirtschaft,






Forsten und Fischerei des Landes Schleswig-Holstein






werden nicht berücksichtigt.

II. Für das Baugebiet Kiel-Steenbek/Projensdorf, nordwestlich der Industriebahn, nordöstlich der Projensdorfer Straße, südlich der Flurtücke 24/35, 20/63 und 24/15 der Gemarkung Projens​dorf, Flur 3, wird der Bebauungsplan Nr. 764 entsprechend dem in der Sitzung aushängenden Plan als Satzung beschlossen.

Der städtebaulichen Begründung wird zugestimmt.


Stadtbaurat Dr.   F l a g g e   (SPD) verweist auf die Vorlage.


Ratsherr   V o i g t   (DIE GRÜNEN) teilt mit, daß er die Verwaltungsvor-

lage zu den Tagesordnungspunkten 10., 11. und 12. insgesamt ablehnen wird, da er den Eindruck hat, daß dadurch nur die betriebliche Erweiterung abge​sichert werden soll.

Er möchte wissen, ob denn innerhalb der ökonomischen Möglichkeiten eine vollständige Prüfung stattgefunden hat. Er erkundigt sich ebenfalls, ob nicht eine Umsiedlung der Betriebe möglich gewesen wäre.

Stadtbaurat Dr.   F l a g g e   (SPD) antwortet, daß es in allen Verhand​lungsphasen mit den Firmen auch die Frage einer möglichen Umsiedlung gege​ben hat.

Die Firmen erklärten, daß eine Verlagerung nicht möglich sei. Problematisch wäre dabei der Eigenmitteleinsatz der Stadt gewesen. Eine Verlagerung wäre nach seiner Einschätzung unrealistisch gewesen.

Ratsherr   R o g a c k i   (CDU) meint, daß hinreichende Argumente ausge​tauscht wurden.

Es wurden Belange von Natur- und Landschaftspfelge berücksichtigt und zahl​reiche Ausgleichsmaßnahmen vorgesehen.

Die Frage ist jetzt, wann die Durchführung möglich ist und wie sie finan​ziert werden kann.

Stadtbaurat Dr.   F l a g g e   (SPD) erwidert, daß Einzelheiten aus der Vorlage hervorgehen.

Stadtrat Dr.   K i r s c h n i c k   (CDU) erklärt, daß eine sorgfältige Abwägung zwischen Ökonomie und Ökologie vorgenommen wurde.

Er ist froh, daß es gelingen wird, beiden Firmen die notwendigen Erweite​rungsspielräume für die Finanzierung zu sichern.

Er gibt zu Protokoll, daß er die Anbindung des Nordhafens für nicht sachge​recht hält.

Das soll jedoch nicht daran hindern, den drei Vorlagen schnellstmöglich zuzustimmen.

Ratsfrau   A s c h m o n e i t - L ü c k e   (F.D.P.) erklärt, daß ihre Fraktion ebenfalls zustimmen wird.

Ratsherr   S o n d e r f e l d   (SPD) signalisiert ebenfalls Zustimmung. Kompromisse sind hier seiner Auffassung nach nicht möglich. Zum Verkehrs​konzept merkt er an, daß der Generalverkehrsplan bereits seit Jahren be​steht.

Stadtbaurat Dr.   F l a g g e   (SPD) verweist in bezug auf die Aussage, die Anbindung des Nordhafens sei nicht sachgerecht, auf eine Geschäftliche Mitteilung, die er Ende d. J. 1989 oder Anfang d. J. 1990 vorgelegt hat.

Die betreffenden Firman haben die Anbindung für ausreichend erklärt. Die früher vorhandenen Staubildungen sind jetzt nicht mehr vorhanden.

Ratsfrau   L e b e r t   (CDU) erkundigt sich, ob eine Schließung der Projensdorfer Straße zum Nordhafen sofort möglich sei.

Stadtbaurat Dr.   F l a g g e   (SPD) erklärt, daß eine Grundlage für die Sperrung gegeben ist, wenn der Plan rechtskräftig ist.

Beschluß über den Tagesordnungspunkt 10.: Nach Antrag - mit Mehrheit -

Beschluß über den Tagesordnungspunkt 11.: Nach Antrag - mit Mehrheit -

Beschluß über den Tagesordnungspunkt 12.: Nach Antrag - mit Mehrheit -

13. Betreff: Bebauungsplan Nr. 815 für das Baugebiet Kiel-Mitte, - Drs. 547 ​Ziegelteich, Spritzengang, Europaplatz, Kleiner

Kuhberg, beiderseits Rathausstraße, Fleethörn, Waisenhofstraße, Treppenstraße, Rathausstraße, Martensdamm, Faulstraße, Haßstraße, Alter Markt, Holstenstraße, Holstenbrücke, Kaistraße, Hafenstraße, Fabrikstraße, Holstenplatz (Ergänzung des Auf​stellungsbeschlusses)


Berichterstatter: Stadtbaurat Dr.-Ing. Flagge

Antrag: Der Aufstellungsbeschluß der Ratsversammlung vom 26.04.1990 für den Bebauungsplan Nr. 815 mit dem Baugebiet Kiel-Mitte, Ziegelteich, Spritzengang, Europlatz, Kleiner Kuhberg, beiderseits Rathaus- straße, Fleethörn, Waisenhofstraße, Treppenstraße, Rathausplatz, Martensdamm, Faulstraße, Haßstraße, Alter Markt, Holstenstraße, Holstenbrücke, Kaistraße, Hafenstraße, Fabrikstraße und Holsten​platz wird ergänzt.


Stadtbaurat Dr.   F l a g g e   (SPD) erläutert die Vorlage.

Ratsfrau H a n o w s k i - Z a b e l   (DIE GRÜNEN) verweist auf einen Ar​tikel in "Die Zeit" und bittet den Stadtbaurat, Stellung zu beziehen.

Stadtbaurat Dr.   F l a g g e   (SPD) erklärt, daß hier die Frage zu klären ist, was sich die Landeshauptstadt Kiel bieten läßt.

Er geht davon aus, daß kein Dissenz zwischen den Fraktionen besteht. Man sollte das Äußerste tun, um eine gute Lösung zu finden, und zwar zusammen mit der Firma Woolworth.

Als Wollworth sich dagegen sperrte, war die Frage, was zu unternehmen ist, wenn ein anonym gestalteter Konzern von den USA aus sich dem kommunalpoli​tischen Willen entgegensetzt.

Er bezeichnet es als unverfroren, nur die Summe investieren zu wollen, die von der Versicherung ausgezahlt wird.


Dies hat ihn veranlaßt, mit der Firma Woolworth in den USA Kontakt aufzu-


nehmen.


Ratsfrau   H a n o w s k i - Z a b e l   (DIE GRÜNEN) erkundigt sich, ob


das Gebäude denn nun vergrößert wird.

Stadtbaurat Dr.   F l a g g e   (SPD) berichtet, daß die Firma Woolworth einen Antrag auf zweigeschossigen Wiederaufbau der Ruine gestellt hat.

Dieser Antrag wird z. Z. geprüft, ebenso die Möglichkeit der Zurückstellung des Baugesuchs, da es innerhalb des Antrages viele offene Fragen gibt. Ratsherr   S o n d e r f e l d   (SPD) erklärt, daß seitens der SPD-Rats​fraktion und des Bauausschusses Unterstützung zu erwarten ist.


Er weist darauf hin, daß der Standort des Unternehmens das Eingangstor


Kiels ist.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

14. Betreff: Bebauungsplan Nr. 690 für das Baugebiet Kiel-Mitte, - Drs. 495 ​Adelheidstraße, Ringstraße, Schützenwall, Zastrow-

straße, Hermann-Weigmann-Straße, Kronshagener Weg, Aufhebung des flächengleichen Bebauungsplanes Nr. 414 (Entwurfsbeschluß)


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr.-Ing. Flagge

Antrag: Für das Baugebiet Kiel-Mitte, Adelheidstraße, Ringstraße, Schützen​wall, Zastrowstraße, Hermann-Weigmann-Straße, Kronshagener Weg wird der Bebauungsplan Nr. 690 entsprechend dem in der Sitzung aushän​genden Plan als Entwurf beschlossen.

Gleichzeitig wird der flächengleiche Bebauungsplan Nr. 414 aufgehoben.



Der städtebaulichen Begründung wird zugestimmt.


Ratsfrau

H a n o w s k i - Z a b e l   (DIE GRÜNEN) geht auf die Vorlage

ein und möchte wissen, ob die Jugendverkehrsschule abgesichert ist. Sie er​kundigt sich ferner, ob es möglich sei, dieses Vorhaben mit dem Bau einer BMX-Bahn zu verbinden.

Stadtbaurat Dr.   F l a g g e   (SPD) bejaht die Frage und erklärt, daß der Bebauungsplan nur einen Rechtsrahmen setzt, innerhalb dessen sich dann et​was vollziehen kann.


Ratsherr

S o n d e r f e l d   (SPD) bittet, zu klären, ob die Baulinien


im Plan geändert werden.

Stadtbaurat Dr.   F l a g g e   (SPD) gibt zu Protokoll, daß dieser Vorlage die Baugrenzen und Baulinien in der Fassung des Beschlusses des Bauaus​schusses vom 5. Juli 1990 zugrunde liegen.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig - bei 1 Enthaltung

15. Betreff: Bebauungsplan Nr. 814 für das Baugebiet Kiel-Gaarden, - Drs. 546 



​zwischen Hörn, verlängertem Karlstal, Werftstraße und Gablenzstraße (Aufstellungsbeschluß)


Berichterstatter: Stadtbaurat Dr.-Ing. Flagge

Antrag: Für das Baugebiet Kiel-Gaarden, zwischen Hörn, verlängertem

Karlstal, Werftstraße und Gablenzstraße wird der B-Plan Nr. 814 aufgestellt.



Das Gebiet ist in dem beigefügten Übersichtsplan gekennzeichnet.


Beschluß: Nach Antrag - mit Mehrheit -

16. Betreff: Bebauungsplan Nr. 819 und Aufhebung des Bebauungs-  - Drs. 548 



​planes Nr. 606 für das Baugebiet Kiel-Russee, nördlich

Rendsburger Landstraße, zwischen Russeer Weg und den Straßen Am Blöcken und Erlenhorst (Aufstellungsbe​schluß und Entwurfsbeschluß)


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr.-Ing. Flagge

Antrag: a) Für das Baugebiet Kiel-Russee, nördlich Rendsburger Land-

straße, zwischen Russeer Weg und den Straßen Am Blöcken und Erlenhorst, wird die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 819 beschlossen.

b) Der Bebauungsplan Nr. 819 dient der Deckung eines dringenden Wohnbedarfs. Von der Anwendung des § 3 Abs. 1 BauGB (Durchfüh​rung der frühzeitigen Bürgerbeteiligung) wird daher abgesehen. Den Bürgerinnen und Bürgern wird während der öffentlichen Ausle​gung des Entwurfes des Bebauungsplanes Nr. 819 im Rahmen einer öffentlichen Sitzung des Ortsbeirates Russee/Hammer Gelegenheit zur Unterrichtung und Erörterung gegeben.

c) Für das Baugebiet Kiel-Russee, nördlich Rendsburger Landstraße, zwischen Russeer Weg und den Straßen Am Blöcken und Erlenhorst, wird der Bebauungsplan Nr. 819 entsprechend dem in der Sitzung aushängenden Plan als Entwurf beschlossen.

Gleichzeitig wird der B-Plan Nr. 606 mit dem Baugebiet Kiel- Russee, nördlich Rendsburger Landstraße, zwischen Russeer Weg und den Straßen Am Blöcken und Erlenhorst, aufgehoben.

d) Der Aufstellungsbeschluß der Ratsversammlung vom 18.05.1989 zur 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 606 für das Baugebiet Kiel-Russee, nördlich Rendsburger Landstraße, zwischen Russeer Weg und den Straßen Am Blöcken und Erlenhorst, wird aufgehoben.

Der städtebaulichen Begründung wird zugestimmt.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

17. Betreff: 114. Änderung des Flächennutzungsplanes, Fassung    - Drs. 549 ​



1970, für einen Bereich in Kiel-Gaarden, 



Preetzer Straße/Röntgenstraße (endgültiger Beschluß)


Berichterstatter: Stadtbaurat Dr.-Ing. Flagge

Antrag: Für einen Bereich in Kiel-Gaarden, Preetzer Straße/Röntgenstraße

wird die 114. Änderung des Flächennutzungsplanes, Fassung 1970, entsprechend dem in der Sitzung aushängenden Plan endgültig be​schlossen.



Dem Erläuterungsbericht wird zugestimmt.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

18. Betreff: 120. Änderung des Flächennutzungsplanes, Fassung    - Drs. 550 ​



1970, für einen Bereich in Kiel-Gaarden, südlich Theodor-Heuss-Ring, westlich Diedrichstraße




(endgültiger Beschluß)


Berichterstatter: Stadtbaurat Dr.-Ing. Flagge

Antrag: Für einen Bereich in Kiel-Gaarden, südlich Theodor-Heuss-Ring,

westlich Diedrichstraße wird die 120. Änderung des Flächennutzungs​planes, Fassung 1970, entsprechend dem in der Sitzung aushängenden Plan endgültig beschlossen.



Dem Erläuterungsbericht wird zugestimmt.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

19. Betreff: 116. Änderung des Flächennutzungsplanes, Fassung    - Drs. 494 



​1970, für einen Bereich in Kiel-Mitte, Sportanlagen




Moorteichwiese sowie nördlich und südlich




Johann-Meyer-Straße (endgültiger Beschluß)


Berichterstatter: Stadtbaurat Dr.-Ing. Flagge

Antrag: Für einen Bereich in Kiel-Mitte, Sportanlagen Moorteichwiese sowie nördlich und südlich Johann-Meyer-Straße wird die 116. Änderung des Flächennutzungsplanes, Fassung 1970, entsprechend dem in der Sit​zung aushängenden Plan endgültig beschlossen.



Dem Erläuterungsbericht wird zugestimmt.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

20. Betreff: Bebauungsplan Nr. 802 a für das Baugebiet           - Drs. 496 



​Kiel-Mitte zwischen Johann-Meyer-Straße, Grundstück

des ehemaligen Postfuhrhofes, Bundesbahnstrecke,

Grünanlagen Moorteichwiese (Satzungsbeschluß)


Berichterstatter: Stadtbaurat Dr.-Ing. Flagge

Antrag: I.  Die zu dem öffentlich ausgelegten Bebauungsplan 802 vorge​brachten Bedenken und Anregungen von

a) dem BUND für Umwelt und Naturschutz Deutschland e. V., Kreisgruppe Kiel,

werden, soweit sie den Geltungsbereich des Bebauungs​planes Nr. 802 a betreffen, teilweise berücksichtigt.





b) dem Umweltschutzamt

- Untere Landschaftspflegebehörde -

werden, soweit sie den Geltungsbereich des Bebauungs​planes Nr. 802 a betreffen, berücksichtigt.

II. Für das Baugebiet Kiel-Mitte, zwischen Johann-Meyer-Straße, Grundstück des ehemaligen Postfuhrhofes, Bundesbahnstrecke, Grünanlage Moorteichwiese, wird der Bebauungsplan Nr. 802 a entsprechend dem in der Sitzung aushängenden Plan als Satzung beschlossen.





Der städtebaulichen Begründung wird zugestimmt.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

21. Betreff: Bebauungspläne Nr. 807 für das Baugebiet Kiel-Gaarden, Joachimplatz, zwischen den Straßen Zum Brook, Bahnhof-

straße, Asmusstraße, Sörensenstraße, Diedrichstraße und der Bundesbahnlinie Kiel - Lübeck, Nr. 808 für das Baugebiet Kiel-Gaarden, Joachimplatz, beiderseits Theodor-Heuss-Ring, zwischen Sörensenstraße, Heisch​

straße und Ostring und Aufhebung der Bebauungspläne Nr. 255 für das Baugebiet Kiel-Gaarden, Alte Lübecker Chaussee, Oldesloer Straße, Diedrichstraße, Eisenbahn​gelände und Nr. 308 für das Baugebiet Kiel-Gaarden, Bahnhofstraße, Heischstraße, Sörensenstraße, Segeberger Straße (Satzungsbeschluß)


Berichterstatter: Stadtbaurat Dr.-Ing. Flagge


Antrag: I.

Die Bedenken und Anregungen, die in der Zeit der öffentlichen

Auslegung gegen die Entwürfe der Bebauungspläne Nr. 807 und Nr. 808 vorgebracht wurden, von






a) der Bundesbahndirektion Hamburg






b) der Stadtwerke Kiel AG

werden berücksichtigt,

c) Frau Bärbel Kion und Herrn Frank Omland werden teilweise berücksichtigt,

d) dem Gewerbeaufsichtsamt Kiel

e) dem Bund für Umwelt- und Naturschutz Deutschland, Kreisgruppe Kiel





f) der Grundstücksgesellschaft Schneevoigt





g) der Max Bahr Holzhandlung GmbH





h) den Eigentümern der Häuser Theodor-Heuss-Ring 115 - 121 





i) 14 Einwendungen aus den Häusern

Theodor-Heuss-Ring 113 - 121 in Einzeleingaben sowie

17 weiteren Einwendern aus den Häusern Theodor-Heuss-Ring 115 - 121 in einer Sammeleingabe

k) Herrn Martin Schmidtner, Bielenbergstraße 29, 2300 Kiel 1 und Eheleute Gisela und Wolfgang Seibel, Theodor-Heuss​Ring 121, 2300 Kiel 14




l) 5 Einwendern aus dem Hause Bahnhofstraße 30, 2300 Kiel 14




werden nicht berücksichtigt.

II.  Die nachfolgenden Bebauungspläne werden entsprechend den in der Sitzung aushängenden Plänen als Satzung beschlossen:




a) Bebauungsplan Nr. 807 für das Baugebiet

Kiel-Gaarden, Joachimplatz, zwischen den Straßen Zum Brook, Bahnhofstraße, Asmusstraße, Sörensen​straße, Diedrichstraße und der Bundesbahnlinie Kiel - Lübeck

b) Bebauungsplan Nr. 808 für das Baugebiet Kiel-Gaarden, Joachimplatz, beiderseits Theodor-Heuss-Ring, zwischen Sörensenstraße, Heischstraße und Ostring

Gleichzeitig werden die Bebauungspläne Nr. 255 für das Bauge​biet Kiel-Gaarden, Alte Lübecker Chaussee, Oldesloer Straße, Diedrichstraße, Eisenbahngelände und Nr. 308 für das Baugebiet Kiel-Gaarden, Bahnhofstraße, Heischstraße, Sörensenstraße, Segeberger Straße, aufgehoben.




Der städtebaulichen Begründung wird zugestimmt.

III. Zur Abmilderung der sozialen Folgen der Bebauungspläne Nr. 807 und Nr. 808 stellt die Landeshauptstadt Kiel einen Sozialplan gem. § 180 Baugesetzbuch (BauGB) auf.

Die Gewährung von finanziellen Hilfen, wie sie in der Begrün​dung dieser Vorlage unter III. näher bezeichnet sind, werden beschlossen.

Der Anlage zu III. (Regelung über die Erstattung der Umzugs​und umzugsbedingten Kosten an Betroffene im Rahmen des Sozialplanes der Landeshauptstadt Kiel für die Bebauungspläne Nr. 807 und Nr. 808) wird zugestimmt.

Mit einer Zusammenstellung ist eine Ergänzung nachgesandt worden, die Bestandteil dieser Vorlage ist. Dieser Punkt wird gemeinsam mit dem folgenden Antrag des Ortsbeirates Gaarden, dem Punkt 9. q) - Drs. 597 ​behandelt:

Betreff: Bebauungspläne Nr. 807, Nr. 808 und Aufhebung der Bebauungspläne Nr. 255 und Nr. 308

Antrag: Punkt 1 zu III. der Begründung der Vorlage erhält folgende Fassung:

Die Landeshauptstadt Kiel wird den durch den Abriß der Konsumhäuser verdrängten Mietern entsprechenden neuen Wohnrum zur Verfügung stellen. Bei der Beschaffung von Ersatzwohnraum wird die Stadt die Berufs-, Erwerbs- und Familienverhältnisse sowie Lebensalter, Wohn-

bedürfnisse, soziale Verpflichtungen und örtliche Bindungen der be​troffenen Personen berücksichtigen. Die vorbereitenden Maßnahmen zur Aufstellung des Sozialplanes sind unverzüglich aufzunehmen.

Stadtbaurat Dr.   F l a g g e   (SPD) teilt mit, daß außerhalb der Zusam​menstellung eine weitere Ergänzung mit den aktuellen Zahlen aus der "Ko​stenschätzung in der städtebaulichen Begründung" auf den Tisch gelegt wor​den ist, die ebenfalls Bestandteil der Vorlage ist.

Er teilt mit, daß der Bauausschuß den Antrag des Ortsbeirates - Drs. 597 ​in der vorgelegten Form beschlossen hat. Er ist damit Bestandteil der Vor​lage.

Ratsherr
W i t t   (CDU) gibt zu Protokoll, daß es die Intention des

Ortsbeirats Gaarden ist, daß die Ersatzwohnungen zusätzlich zum vorgsehenen Wohnungskontingent geschaffen werden.

Er ist nach wie vor der Auffassung, daß der Sozialplan zu spät kommt und bittet deshalb darum, die Gespräche jetzt voranzutreiben.

1. Stellv. Stadtpräsident Dr.   R e i m e r s   (CDU) weist darauf hin, daß die Aufsichtsratsmitglieder und die Beschäftigten der Stadtwerke Kiel AG nicht an der Beratung und Beschlußfassung teilnehmen dürfen.

Stadtbaurat Dr.   F l a g g e   (SPD) erklärt, daß der Einstieg in den So​zialplan erst erfolgen kann, wenn seitens des Liegenschaftsamtes eine Klä​rung erreicht wurde.

Ratsherr
S c h u l t z   (SPD) bemerkt, daß die Beteiligung der Bürger

und des Ortsbeirates eine Verbesserung bewirkt hat.

Es ist ein Versehen, daß die Forderungen nicht im Antrag deutlich werden. Er geht davon aus, daß Mittel beim Land und beim Bund angeworben werden.

Ratsfrau
A s c h m o n e i t - L ü c k e   (F.D.P.) erklärt, daß der An-

trag abgelehnt wird. Die Vernichtung von preiswertem Wohnraum ohne Not be​zeichnet sie als absurd und grotesk.

Ratsherr
S o n d e r f e l d   (SPD) erklärt, daß die Mühlenwegtrasse in

das Gesamtkonzept eingebunden werden muß.

Er hält einen Abriß der Häuser für notwendig. Ersatzwohnungen werden auf jeden Fall gebaut.

Ratsherr
V o i g t   (DIE GRÜNEN) fragt, ob die Bürger einen einklagbaren

Rechtsanspruch auf eine Ersatzwohnung haben.

Es geht hier schließlich um 70 Mio. DM. Schon seit mehreren Jahren liegt eine unerträgliche Situation vor. Es ist allerdings heute schon absehbar, daß sich die Zustände verschlimmern werden.

Bürgermeister   H o c h h e i m   (CDU) meldet in Vertretung von Oberbür​germeister Luckhardt (SPD) Bedenken an, daß es sich um einen einklagbaren Anspruch handelt.

Stadtrat
D i e k e l m a n n   (CDU) stellt fest, daß dann die Frage des

Ratsherrn Voigt (DIE GRÜNEN) nicht mit einem "Ja" beantwortet wurde.

Ratsherr
W i t t   (CDU) bemerkt, daß die Zusage einer Ersatzwohnung also

lediglich als politische Willenserklärung zu werten ist.

Aus rechtlichen Gründen werden bei der Beschlußfassung Einzelabstimmungen durchgeführt.

Beschluß über Drucksache 570, Punkt I.: Nach Antrag - mit Mehrheit -


Beschluß über Drucksache 570, Punkt II. a): Nach Antrag - mit Mehrheit -


Beschluß über Drucksache 570, Punkt II. b): Nach Antrag - mit Mehrheit -


Beschluß über Drucksache 570, Punkt II. c): Nach Antrag - mit Mehrheit -

Beschluß über Drucksache 570, Punkt III. in der Fassung des Antrages des Ortsbeirates Gaarden zu Punkt 9  q) - Drs. 597 -:


Nach Antrag - mit Mehrheit -

22. Betreff: 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 301 für         - Drs. 551 ​



das Baugebiet Kiel-Suchsdorf-Nord, Rungholtplatz,

Eckernförder Straße, Sylter Bogen, Nordseestraße




(Satzungsbeschluß)


Berichterstatter: Stadtbaurat Dr.-Ing. Flagge

Antrag:  I.  Die zu der öffentlich ausgelegten 1. Änderung  des Bebauungs​planes Nr. 301 vorgebrachten Bedenken und Anregungen von

der BG-Immobilien Gesellschaft, Alte Holstenstraße 17 - 19, 2050 Hamburg 80,





werden teilweise berücksichtigt.

II.  Für das Baugebiet Kiel-Suchsdorf-Nord, Rungholtplatz, Eckernförder Straße, Sylter Bogen, Nordseestraße wird die

1. Änderung des Bebauungsplanes entsprechend dem in der Sitzung aushängenden Plan als Satzung beschlossen.





Der städtebaulichen Begründung wird zugestimmt.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

23. Betreff: Veränderungssperre Nr. 39 für einen Teilbereich     - Drs. 552 



​des in der Aufstellung befindlichen Bebauungsplanes

Nr. 815 für das Baugebiet Kiel-Mitte, Ziegelteich, Spritzengang, Europaplatz, Kleiner Kuhberg, beider​seits Rathausstraße, Fleethörn, Waisenhofstraße, Treppenstraße, Rathausplatz, Martensdamm, Faul​straße, Haßstraße, Alter Markt, Holstenstraße, Holstenbrücke, Kaistraße, Hafenstraße, Fabrikstraße, Holstenplatz


Berichterstatter: Stadtbaurat Dr.-Ing. Flagge

Antrag: Die beigefügte Satzung der Landeshauptstadt Kiel über die Verände​rungssperre Nr. 39 für einen Teilbereich des im Verfahren befindli​chen Bebauungsplanes Nr. 815 für das Baugebiet Kiel-Mitte, Ziegel​teich, Spritzengang, Europaplatz, Kleiner Kuhberg, beiderseits Rat​hausstraße, Fleethörn, Waisenhofstraße, Treppenstraße, Rathaus​platz, Martensdamm, Faulstraße, Haßstraße, Alter Markt, Holsten​straße, Holstenbrücke, Kaistraße, Hafenstraße, Fabrikstraße, Hol​stenplatz, wird entsprechend dem in der Sitzung aushängenden Plan beschlossen.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

24. Betreff: Montage von Leuchten in Kieler Schulen              - Drs. 553 -


Berichterstatter: Stadtbaurat Dr.-Ing. Flagge

Antrag: Folgende Eilentscheidung des Oberbürgermeisters nach § 70 Abs. 2 GO wird genehmigt:

Dem Abschluß eines Vertrages zwischen der Landeshauptstadt Kiel und der Firma Kaiser Elektrotechnik GmbH, Stadtparkweg 12, 2300 Kiel 1, über die Montage von Leuchten in Kieler Schulen zum Festpreis von 85.421,43 DM wird zugestimmt.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

25. Betreff: 3. Nachtrag zur Ausbaubeitragssatzung               - Drs. 554 -


Berichterstatter: Stadtbaurat Dr.-Ing. Flagge

Antrag: Die 3. Nachtragssatzung zur Satzung der Landeshauptstadt Kiel über die Erhebung von Beiträgen für den Ausbau und Umbau und die Her​stellung öffentlicher Einrichtungen (Ausbaubeitragssatzung) wird entsprechend dem in der Anlage beigefügten Wortlaut beschlossen.

Die Vorlage wurde im Magistrat zurückgezogen und steht somit heute nicht


zur Beratung an.

26. Betreff: 3. Nachtrag zur Erschließungsbeitragssatzung        - Drs. 555 -


Berichterstatter: Stadtbaurat Dr.-Ing. Flagge

Antrag: Die 3. Nachtragssatzung zur Satzung der Landeshauptstadt Kiel



über die Erhebung von Erschließungsbeiträgen wird entsprechend

dem in der Anlage beigefügten Wortlaut beschlossen.

Die Vorlage wurde im Magistrat zurückgezogen und steht somit heute nicht


zur Beratung an.

27. Betreff: Erste Nachtragssatzung zur Kanalbaubeitragssatzung  - Drs. 556 ​



vom
30.03.1989


Berichterstatter: Stadtbaurat Dr.-Ing. Flagge

Antrag: Die erste Nachtragssatzung zur Satzung der Landeshauptstadt Kiel

über die Erhebung von Kanalbaubeiträgen für die öffentlichen Entwässerungsanlagen (Kanalbaubeitragssatzung) vom 30.03.1989 wird entsprechend dem in der Anlage beigefügten Wortlaut beschlossen.

Die Vorlage wurde im Magistrat zurückgezogen und steht somit heute nicht


zur Beratung an.

28. Betreff: Widmung von Straßen im Stadtgebiet Kiel             Drs. 557 -


Berichterstatter: Stadtbaurat Dr.-Ing. Flagge

Antrag: Gemäß § 6 des Straßen- und Wegegesetzes des Landes Schleswig-Hol-

stein (StrWG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 30. Januar 1979 (GVOBl. S. 163), geändert durch Gesetz vom 21. März 1989 (GVOBl. S. 44) werden folgende Verkehrsflächen für den öffentlichen Verkehr gewidmet:

I.  Sonstige öffentliche Straßen nach § 3 Abs. 1 Nr. 4 b) StrWG 



-----------------------------------------------------------

1. Gehweg des südlichen Abschnitts des Verbindungsweges Christianspries - Skagerrakufer





2. nicht mit Kfz zu befahrender Abschnitt des Verbindungsweges

Krummbogen/Brüggerfelde - Petersburger Weg

3. Fußwegverbindung "Steinkamp" mit Ausnahme des befahrbaren Abschnitts am Strohredder

II. Sonstige öffentliche Straßen nach § 3 Abs. 1 Nr. 4 c) StrWG 



-----------------------------------------------------------






1. Wohnweg zwischen Spitzbergenweg und Heidenberger Weg






2. Wohnweg Heidenberger Weg im Bereich der Buswende

3. mit Kfz befahrbarer Abschnitt des Verbindungsweges Krummbogen/Brüggerfelde - Petersburger Weg (Verlängerung Krummbogen)

4. befahrbarer Abschnitt der Fußwegverbindung "Steinkamp" an der Einmündung zum Strohredder


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

29. Betreff: Umstufung der Schilkseer Straße zwischen Friedrichs- - Drs. 558 



​orter Straße und Fördestraße


Berichterstatter: Stadtbaurat Dr. Flagge

Antrag: Die Schilkseer Straße wird zwischen der Tankstelle nördlich der

Friedrichsorter Straße im Süden und der Fördestraße im Norden gemäß § 7 Abs. 4 des Straßen- und Wegegesetzes des Landes Schleswig-Hol​stein (StrWG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 30. Januar 1979 (GVOBl. Schl.-H. S. 163), geändert durch Gesetz vom 21. März 1989 (GVOBl. Schl.-H. S. 44), wie folgt umgestuft:

a) der Abschnitt von der Tankstelle bis nördlich des Weges "Scheidekoppel" wird von der Gemeindestraße gemäß § 3 Abs. 1





Nr. 3 a) StrWG zur sonstigen öffentlichen Straße gemäß § 3





Abs. 1 Nr. 4 c) StrWG abgestuft;

b) der Abschnitt zwischen Fördestraße und Weg "Scheidekoppel" wird zur sonstigen öffentlichen Straße gemäß § 3 Abs. 1 Nr. 4 b) StrWG - Rad/Gehweg - abgestuft.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

30. Betreff: Erhaltungssatzung für das Gebiet "Alt Friedrichsort - Drs. 379 



​und ehemalige Festung Friedrichsort"




Satzungsbeschluß


Berichterstatter: Stadtbaurat Dr.-Ing. Flagge

Antrag: Es wird für das Gebiet "Alt Friedrichsort und ehemalige Festung Friedrichsort" eine Erhaltungssatzung gemäß § 172 Absatz 1 Nr. 1 BauGB, bestehend aus beiliegenden Text und Plan, beschlossen.


Beschluß: Nach Antrag - mit Mehrheit -

31. Betreff: Änderung der Zuständigkeitsordnung                  - Drs. 497 -


Berichterstatter: Stadtbaurat Dr.-Ing. Flagge

Antrag: Die Zuständigkeitsordnung (ZustO) der Landeshauptstadt Kiel vom

16. Dezember 1977, geändert durch Beschluß der Ratsversammlung vom 21. Januar 1982, wird wie folgt geändert:

Anlage D - Beiräte und andere Einrichtungen -, Punkt 14 (Beirat für Stadtgestaltung), Absatz 2, Satz 6 heißt nunmehr

"Mitglieder der Ratsversammlung und des Magistrats sowie bürgerliche Mitglieder des Bauausschusses können an den Sitzungen teilnehmen."


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

32. Betreff: Genehmigung von Entscheidungen des                  - Drs. 521 ​Oberbürgermeisters gemäß § 82 GO


Berichterstatter: Oberbürgermeister/Bürgermeister

Antrag: Den in der anliegenden Liste aufgeführten Entscheidungen gemäß




§ 82 GO in Höhe von insgesamt 34.030,-- DM wird zugestimmt


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

33. Betreff: Wahl des Umlegungsausschusses
                   - Drs. 452 -


Berichterstatter: Stadtpräsidentin


Antrag: Der Umlegungsausschuß wird wie folgt besetzt:


Mitglieder
stellv. Mitglieder


----------
------------------


1. Ratsherr Arne Wulff (CDU)
Stadtrat Hans-Werner Tovar (SPD)


............................
................................


Vorsitzende/r - muß die Befähigung
muß gleiche Befähigung wie die/


zum Richteramt oder zum höheren
der Vorsitzende haben


Verwaltungsdienst haben.


2. Herr Friedhelm-Wilhelm Komp
Herr Gerhard Koller



Eschenbrook 10, 2300 Molfsee
Platanenring 19, 2300 Kronshagen



............................
................................



Mitglied muß die Befähigung zum
muß gleiche Befähigung wie das



höheren vermessungstechnischen
Mitglied haben.



Verwaltungsdienst haben.


3. Herr Hartmut Lippe (SPD)
Herr Herbert Weidling (CDU)



............................
................................



Mitglied muß sachverständig für
muß gleiche Voraussetzungen wie



die Bewertung von Grundstücken
das Mitglied erfüllen.



sein, darf nicht der Ratsver-



sammlung oder der Stadtverwaltung



angehören.


4. Ratsherr Heinrich Sonderfeld (SPD)
Ratsherr Dr. Jens Haass (SPD)



..................................
................................



Mitglied soll der Ratsversammlung
muß gleiche Voraussetzungen wie



oder der Stadtverwaltung ange-
das Mitglied erfüllen.



höhren.


5. Ratsherr Arno Witt (CDU)
Ratsherr Dr. Horst Reimers (CDU)



..................................
................................



Mitglied soll der Ratsversammlung
muß gleiche Voraussetzungen wie



oder der Stadtverwaltung angehören.
das Mitglied erfüllen.


Zusammensetzung:


----------------

§ 46 Abs. 2 Nr. 2 des Bundesbaugesetzes i. V. m. §§ 2 und 3 der Vierten


Durchführungsverordnung:

5 Mitglieder, die alle stimmberechtigt sind, davon sollen 2 Ratsmitglieder sein oder der Stadtverwaltung angehören.

Die/Der Vorsitzende muß die Befähigung zum Richteramt nach dem Deutschen Richtergesetz oder zum höheren Verwaltungsdienst aufgrund der Laufbahn- prüfung (Zweiten Staatsprüfung) haben. Ein Mitglied muß die Befähigung zum höheren vermessungstechnischen Verwaltungsdienst haben und ein Mitglied sachverständig für die Bewertung von Grundstücken sein.

Die/Der Sachverständige für die Bewertung von Grundstücken darf nicht der Ratsversammlung oder Stadtverwaltung angehören. Von den übrigen Mitgliedern sollen zwei der Ratsversammlung oder Stadtverwaltung angehören.

Für die/den Vorsitzende/n und die Beisitzer/innen sind Stellvertreter/innen zu bestellen. Die/Der Stellvertreter/in müssen die gleichen Voraussetzungen erfüllen wie die Mitglieder, zu dessen Vertretung sie bestellt sind.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

34. Neufestsetzung der KVAG-Tarife zum 01.10.1990                - Drs. 519 -


Diese Vorlage wurde bereits bei Punkt 9. i) behandelt.


Beschluß: Siehe dort

35. Betreff: Zusammensetzung des Hafenbeirates                   - Drs. 477 -


Berichterstatter: Stadtrat Dr. Kirschnick

Antrag: Anlage D "Beiräte und andere Einrichtungen" Ziff. 20 "Hafenbeirat" Abs. (2) "Zusammensetzung" der Zuständigkeitsordnung der Landes​hauptstadt Kiel vom 16. Dezember 1977 in der geltenden Fassung wird wie folgt geändert:



a) Nr. 4 erhält folgende Fassung:

"7 von der Industrie- und Handelskammer zu Kiel vorgeschlagene Vertreter der privaten Hafenwirtschaft."



b) Nr. 9 wird gestrichen und wie folgt ersetzt:

"9. ein Vertreter der Lotsenbrüderschaft NOK II/Kiel/Lübeck/ Flensburg."


Ratsherr

V o i g t   (DIE GRÜNEN) fragt, ob nicht die Gefahr besteht, daß

manche Bereiche überrepräsentiert sind, während andere Bereiche gar nichts zu sagen haben.

Stadtrat Dr.   K i r s c h n i c k   (CDU) sieht nicht die Gefahr des Lob​byistentums. Der Hafenbeirat hat eine beratende, nicht eine entscheidende Funktion.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

36. Betreff: Umbau von Zimmern für Kurzzeitpflegeplätze im Pflege- - Drs. 459 



​heim West - überplanmäßige Ausgabe gemäß § 82 GO -


Berichterstatter: Stadtrat Schroedter

Antrag: Zugestimmt wird einer überplanmäßigen Ausgabe von 44.000,-- DM

bei der Haushaltsstelle 432.191.941 - Umbau von Zimmern zu Kurz​zeitpflegeplätzen im Pflegeheim West -



Die Mehrausgabe wird wie folgt gedeckt:

Mehreinnahmen bei der Haushaltsstelle 432.191.361 

- Zuweisung vom Land -                               20.000,-- DM



Einsparung bei der



Haushaltsstelle 431.362.941



- Isolierglasfenster im Alten-



heim Klausdorfer Weg -                               24.000,-- DM


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

37. Betreff: Kuratorim für das Paul-Fleming-Haus                 - Drs. 462 -


Berichterstatter: Stadtrat Schroedter

Antrag: Für das nach § 9 des Erbbaurechtsvertrages mit der Kieler Stadt​mission gebildete Kuratorium für das Paul-Fleming-Haus werden für die Dauer ihrer Zugehörigkeit zur Ratsversammlung gewählt:



1.: Ratsherr Reinhold Stein  SPD



2.: Ratsfrau Verena Lange    CDU


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

38. Betreff: Zuschüsse beim Umzug in kleinere Wohnungen          - Dr. 475 -


Berichterstatter: Stadtrat Tovar

Antrag: Den beigefügten Richtlinien für Zuschüsse beim Umzug in kleinere Wohnungen in der Landeshauptstadt Kiel wird zugestimmt

Stellv. Stadtrat Dr.   H a a s s   (SPD) ergänzt in Vertretung für Stadtrat T o v a r   (SPD) die Richtlinien in Punkt 7.2. wie folgt:


"Diese Richtlinien treten mit Wirkung vom 01.09.1990 in Kraft".


Beschluß einschließlich der vorgetragenen Ergänzung:


Nach Antrag - einstimmig -

39. Betreff: Überplanmäßige Ausgabe bei der Haushaltsstelle      - Drs. 476 ​



0220/653 - Öffentliche Bekanntmachungen -

hier: Genehmigung einer Eilentscheidung des Magistrats





§ 82 Abs. 1 Satz 2 GO


Berichterstatter: Stadtrat Schirmer

Antrag: Folgende Eilentscheidung des Magistrats vom 18. April 1990 wird



genehmigt:

Bei der Haushaltsstelle 0220/653 - Öffentliche Bekanntmachung ​wird einer sofortigen überplanmäßigen Ausgabe bis zur Höhe von 20.000,-- DM zugestimmt.



Die Ausgabe wird gedeckt durch Mehreinnahmen in Höhe von

20.000,-- DM bei der Haushaltsstelle 0220/166 - Erstattung von Ausgaben des Verwaltungshaushalts von privaten Unternehmen -.

40. Betreff: Asbestsanierung für die Schulen am Heidenberger     - Drs. 563 ​



Teich - Neubauten und Änderung der Einzugsbereiche -

Berichterstatter: Stadtschulrat Zimmer

Antrag: 1. Das Gebäude der Schulen am Heidenberger Teich, Skagenweg 6, wird als Schulgebäude aufgegeben.



    2. Das Gebäude wird umgehend abgerissen.

    3. Für die Schulen am Heidenberger Teich werden - vorbehaltlich der schulaufsichtlichen Genehmigung - folgende Neubauten nach anliegendem Raumprogramm (Anlage 1) errichtet:

3.1 Vierzügige Grundschule mit drei Vorklassen und einem Schul​kindergarten am Standort Heidenberger Teich.




3.2 Neunklassige Sprachheilgrundschule am Standort





Heidenberger Teich.

3.3 Ein zusätzlicher Grundschulzug an der Schule am Göteborgring - Grundschule -. Bei entsprechender Nachfrage werden diese Klassen mit Ganztagsunterricht geführt.




3.4 Ein zusätzlicher Grundschulzug mit Schulkindergarten





an der Max-Tau-Schule.

    4. Zum Schuljahr 1991/92 wird - vorbehaltlich der Beschlußfassung zu
1. bis 3. und der Genehmigung durch die Schulaufsicht - der




Schuleinzugsbereich der Max-Tau-Schule um die Straße




- Osloring




erweitert und der Bezirk der Schule am Heidenberger Teich




- Grundschule - entsprechend reduziert.

Hierbei handelt es sich um eine neue Vorlage, die aufgrund des Beschlusses des Schulausschusses vom 23.08.1990 mit einer neuen Anlage 1 mit einer Zusammenstellung nachgeschickt wurde.

Ratsfrau
H a n o w s k i - Z a b e l   (DIE GRÜNEN) stellt folgenden

Änderungsantrag:

"1. der Punkt
3.2 und die nachfolgenden Punkte des Antrages sind zu



streichen.

 2. Als neuer Punkt 4. ist anzufügen:

"Die zuständigen Ämter ermitteln  einen geeigneten Standort für eine



weitere Grundschule in Mettenhof."

Sie erläutert den Änderungsantrag und weist darauf hin, daß evtl. später leerstehende Klassenräume anderweitig genutzt werden könnten.

Stadtschulrat   Z i m m e r   (CDU) hält es für sinnvoll, die Schule zu verkleinern.

Er erklärt, daß man keinen akzeptablen Standort für eine 4. Grundschule in Mettenhof gefunden hat.

Ratsherr
K r u m r e y   (CDU) kritisiert die stetigen Wiederholungen der

Diskussion. Es wird eine Entscheidung benötigt, damit man nach vorne sehen kann.

Er betont, daß die Anforderungen der Schulkonferenz erfüllt sind.

Beschluß über den Änderungsantrag:  A b g e l e h n t   -  mit Mehrheit -


Beschluß über die Drucksache 563 in der Neufassung gemäß Beschluß des 


Schulausschusses vom 23.08.1990:


Nach Antrag - mit Mehrheit -

41. Betreff: Rechtsstatus der Integrierten Gesamtschule          - Drs. 565 ​Friedrichsort


Berichterstatter: Stadtschulrat Zimmer

Antrag: Die Gesamtschule in Friedrichsort wird - vorbehaltlich der Zu-

stimmung durch die Schulaufsicht - als Integrierte Gesamtschule geführt.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

42. Betreff: Neubau eines Jugendhauses für die Freiwillige       - Drs. 572 



​Feuerwehr Kiel-Dietrichsdorf




hier: Raumprogramm und Kostenumfang


Berichterstatter: Stadtrat Moriz

Antrag: 1. Dem folgenden Raumprogramm für das Jugendhaus für die Jugend​feuerwehr der FF Kiel-D'dorf:





1. Eingangsbereich
 ca.   3,3 m 





2. Küche
 ca.   6,6 m 





3. Sozialräume
 ca.   5,4 m 





4. Gemeinschaftsraum
 ca.  25,8 m 





5. Freizeitraum
 ca.  63,2 m 









und

2. der nachfolgenden Kostenbeschränkung für das Jugendhaus der Jugendfeuerwehr der FF Kiel-Dietrichsdorf:

I. Die Baukosten betragen 95.000,-- DM, die für den Nachtrags​haushaltsplan 1990 angefordert werden sollen. Dafür werden folgende Leistungen erbracht:

1. 75.000,-- DM für Fundamente, Sohlplatte, aufgehende Holz​stützen, Dachkonstruktion und Dacheindeckung zur Vergabe an eine Baufirma (Material und Arbeitslohn).

2. 16.000,-- DM für Baumaterialien, nämlich für die Umfassungswände zwischen den Stützen sowie alle Innen​wände, Fenster, Türen, die abgehängte Decke und den Bodenbelag, alles zu erstellen in Eigenleistung durch die FF Kiel-Dietrichsdorf.

3. 4.000,-- DM für Leitungsmaterialien der Elektro-, Heizungs- und Sanitärinstallation, zu verlegen in Eigen​leistung durch die FF Kiel-D'dorf.

II. Vollständig und ausschließlich werden von der FF Kiel​D'dorf folgende Leistungen erbracht: Mobiliar, Arbeits​platten, Pantry, WC-Becken, Garderobe, Schränke, Tische, Stühle, Beleuchtung (Material und Installation).

Darüber hinaus sind sämtliche Kosten der Außenanlagen einschl. der Ver- und Entsorgungsleitungen und Einrichtungen finanziell und materiell von der FF Kiel-D'dorf zu tragen.






wird zugstimmt.


Hierbei handelt es sich um eine neue Vorlage, die mit einer Zusammen- 


stellung auf den Tisch gelegt wurde.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

Der Tagesordnungspunkt 43. ist doppelt für die Drucksachen 502 und 610 ver​geben worden.

Die nachfolgende Numerierung der Tagesordnungspunkte hat zu einer Unüber​sichtlichkeit geführt, da eine Reihe von Punkten, die hier irrtümlich im nichtöffentlichen Teil eingeordnet waren, in den öffentlichen Teil der Sitzung gezogen wurde.

1. Stellv. Stadtpräsident Dr.   R e i m e r s   (CDU) hat deshalb im Ein​vernehmen mit der Ratsversammlung bei allen nachfolgenden Vorlagen deutlich die Drucksachennummer und den Betreff vorgetragen, um klarzustellen, welche Vorlage beraten und abgestimmt wird.

43. a) Betreff: Kieler Sommer für Stralsunder Jugendliche        - Drs. 502 



​hier: Genehmigung der Eilentscheidungen des







Oberbürgermeisters und des Bürgermeisters


Berichterstatter: Bürgermeister Hochheim, Stadtrat Schroedter

Antrag: Folgende Zustimmungen des Oberbürgermeisters und des Bürgermeisters werden genehmigt:

a. Bei der Haushaltsstelle 4070.630 - Kieler Sommer für die Stralsunder Jugendliche - wird einer sofortigen außerplanmäßigen Ausgabe in Höhe von 37.000,-- DM zugestimmt.

Die Mehrausgabe wird durch Einsparung bei der Haushaltsstelle 475.7039 - An AW für Jugendladen Boninstraße - in Höhe von 25.000,-- DM und Mehreinnahmen bei der Haushaltsstelle

4070.1671 - Teilnehmerbeiträge von Stralsunder Kindern und Jugendlichen - in Höhe von 12.000,-- DM gedeckt.

b. Bei der Haushaltsstelle 4070.630 - Kieler Sommer für Stralsunder Jugendliche - wird einer weiteren sofortigen außerplanmäßigen Ausgabe in Höhe von 61.800,-- DM zugestimmt. Die Mehrausgabe wird durch Mehreinnahmen bei der Haushalts​stelle 4070.1671 - Teilnehmerbeiträge von Stralsunder Kindern und Jugendlichen - in Höhe von 25.800,-- DM und Mehreinnahmen bei der Haushaltsstelle 4600.117 - Kostenbeiträge - in Höhe von 36.000,-- DM gedeckt.

43. b) Betreff: Überplanmäßige Ausgabe                           - Drs. 610 



​hier: Entsendung von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern in







die Partnerstadt Stralsund


Berichterstatter: Stadtrat Diesel

Antrag: Der Leistung einer überplanmäßigen Ausgabe in Höhe von 13.200,-- DM bei der Haushaltsstelle 3020/5910 Veranstaltungen zur Förderung der Auslandsbeziehungen, Städtepartnerschaften, Städtefreundschaften wird zugestimmt.

Die Deckung erfolgt durch Minderausgaben in gleicher Höhe bei der Haushaltsstelle 912/808 - Zinsausgaben an den Kreditmarkt -


Ratsherr
W i t t   (CDU) äußert sich zur Drucksache 502.

Er bittet für die nächste Sitzung des Jugendwohlfahrtsausschusses um eine

Geschäftliche Mitteilung über den Verlauf der Maßnahme, damit im kommenden Jahr, wenn die Maßnahme ggf. wiederholt wird, Haushaltsmittel bereitge​stellt werden können.


Beschluß über Drucksache 502: Nach Antrag - mit Mehrheit -


Beschluß über Drucksache 610: Nach Antrag - mit Mehrheit -

44. Betreff: Vorschlag für die Bestellung des Abschlußprüfers    - Drs. 537 



​für die Prüfung des Jahresabschlusses der Hafen-




und Verkehrsbetriebe 1990


Berichterstatter: Stadtrat Dr. Kirschnick

Antrag: Für die Jahresabschlußprüfung der Hafen- und Verkehrsbetriebe 1990 wird dem Landesrechnungshof Schleswig-Holstein die Wirtschaftsprü​fersozietät Dr. Pröving, Meggers, Römer, Beyer - Wirtschaftsprü​fer/Steuerberater - vorgeschlagen.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

45. Betreff: Überplanmäßigen Ausgabe bei der Haushaltsstelle     - Drs. 579 ​



0220/653 - Öffentliche Bekanntmachungen -


Berichterstatter: Stadtrat Schirmer

Antrag: Bei der Haushaltsstelle 0220/653 - Öffentliche Bekanntmachungen -

wird einer sofortigen überplanmäßigen Ausgabe bis zur Höhe von 11.500,-- DM zugestimmt.



Die Ausgabe wird gedeckt durch Mehreinnahmen in Höhe von

11.500,-- DM bei der Haushaltsstelle 0220/166 - Erstattung von Ausgaben des Verwaltungshaushalts von privaten Unternehmen -.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

46. Betreff: Bebauungsplan Nr. 717 für das Baugebiet Kiel-Hassee, - Drs. 585 ​



nördlich der Rendsburger Landstraße, zwischen dem

Strucksdiek und dem Flurstück 134/16, Gemarkung Hassee, Flur 3 (Rendsburger Landstraße 206 - 208)




- Ergänzung des Aufstellungsbeschlusses -


Berichterstatter: Stadtbaurat Dr.-Ing. Flagge

Antrag: Der Aufstellungsbeschluß der Ratsversammlung vom 28.10.1982 für den Bebauungsplan Nr. 717 für das Baugebiet Kiel-Hassee, nördlich der Rendsburger Landstraße, zwischen dem Strucksdiek und dem Flur​stück 142/4, Gemarkung Hassee, Flur 3 (Rendsburger Landstraße 222) wird sachlich und räumlich ergänzt. Das ergänzte Baugebiet des Be​bauungsplanes Nr. 717 liegt in Kiel-Hassee, nördlich der Rendsbur​ger Landstraße, zwischen dem Strucksdiek und dem Flurstück 134/16, Gemarkung Hassee, Flur 3 (Rendsburger Landstraße 206 - 208).



Das Gebiet ist in dem beigefügten Übersichtsplan gekennzeichnet.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

47. Diese Vorlage war irrtümlich als Punkt 11 im nichtöffentlichen Teil einge​ordnet. Bei der Genehmigung der Tagesordnung ist beschlossen worden, diese Vorlage im öffentlichen Teil der Sitzung zu behandeln.

Betreff: Notrufanlage im Fahrstuhl des Kulturamtes und       - Drs. 539 


​Tourist Information im Sophienhof




hier: Außerplanmäßige Ausgabe


Berichterstatter: Bürgermeister Hochheim

Antrag: Zugestimmt wird der Leistung einer außerplanmäßigen Ausgabe in Höhe von 5.200,-- DM bei der neu einzurichtenden Haushaltsstelle 020.075.964 - Notrufanlage im Fahrstuhl des Amtes für Wirtschafts​und Verkehrsförderung - Sophienhof -.

Die Ausgabe wird gedeckt durch Minderausgaben in gleicher Höhe bei der Haushaltsstelle 880.000.9322 - Leibrenten -.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

48. Diese Vorlage war irrtümlich als Punkt 16 im nichtöffentlichen Teil einge​ordnet. Bei der Genehmigung der Tagesordnung ist beschlossen worden, diese Vorlage im öffentlichen Teil der Sitzung zu behandeln.

Betreff: Neubau des Feuerwehrhauses der freiwilligen         - Drs. 542 ​


Feuerwehr Kiel-Mitte mit einer Abschnittsführungsstelle


Berichterstatter: Stadtbaurat Dr.-Ing. Flagge

Antrag: Mit der Erarbeitung und Aufstellung der Haushaltsunterlage

(HU-Bau) werden die Architekten Nils Ahsbahs und Dieter Haupt, Kiel, beauftragt.



Die Auftragshöhe beträgt 112.500,-- DM.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

49. Diese Vorlage war irrtümlich als Punkt 17 im nichtöffentlichen Teil einge​ordnet. Bei der Genehmigung der Tagesordnung ist beschlossen worden, diese Vorlage im öffentlichen Teil der Sitzung zu behandeln.

Betreff: Genehmigung einer Eilentscheidung des Oberbürger-   - Drs. 564 -




meisters




hier: Ausstattung von Werkräumen


Berichterstatter: Oberbürgermeister Luckhardt







Stadtschulrat Zimmer

Antrag: Folgende Eilentscheidung des Oberbürgermeisters vom 10.07.1990



wird genehmigt:

a) Bei der Haushaltsstelle 27.001.9353 - Ausstattung von





Werkräumen - wird der Leistung einer überplanmäßigen Ausgabe





in Höhe von 7.600,-- DM zugestimmt.



b) Der Betrag wird gedeckt:

ba) Ersparnisse in Höhe von 3.200,-- DM bei der Haushaltsstelle 21.351.941 - Herrichtung der Turnhalle am Probsteier Platz





bb) Sperrung eines Betrages in Höhe von 4.400,-- DM bei






der Haushaltsstelle 22.110.941 - Herrichtung von Räumen






in der Klaus-Groth-Schule für Zwecke der Abendrealschule


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

50. Diese Vorlage war ursprünglich als Punkt 48. eingeordnet.

Betreff: Neubau von Klassenräumen an den Beruflichen Schulen - Drs. 568 -



am Schützenpark (Asbestsanierung)


Berichterstatter: Stadtschulrat Zimmer


Antrag:
1. Die sieben asbestbelasteten Fertigteilklassen im Berufsschul-




zentrum Schützenpark werden abgerissen.



2. Für einen Ersatzbau wird folgendes Raumprogramm - vorbehaltlich




der Genehmigung durch die Schulaufsicht - festgelegt:




4 Klassenräume   50 m       =
200 m 




3 Klassenräume   59 m       =
177 m 




2 Lehrmittelräume   22 m    =
 44 m 

421 m ======

Diese Vorlage wurde mit einer Zusammenstellung auf den Tisch gelegt.

Stadträtin   S i e b k e   (SPD) hält das Konzept in der vorliegenden Form für eine gewaltige finanzielle Anstrengung. Nicht alles, was wünschenswert ist, kann verwirklicht werden.

Zusätzliche Räume kann es nicht geben; allenfalls kommt ein Wiederaufbau


der abgerissenen Räume in Betracht.

Was im Fachausschuß beschlossen wurde, wird nicht aufrechterhalten.

Sie beantragt, in Ziffer 2. des Antrages die "2 Lehrmittelräume   22 m  =


44 m " zu streichen.

Ratsherr   K r u m r e y   (CDU) erklärt, daß die CDU-Ratsfraktion bei der vorgelegten Vorlage bleiben wird.


Beschluß über den Änderungsantrag: Nach Antrag - einstimmig -


Beschluß über die Drucksache 568 einschließlich der beschlossenen Änderung:


Nach Antrag - mit Mehrheit -

51. Kleine Anfrage

Bei der Genehmigung der Tagesordnung ist beschlossen worden, die Kleinen Anfragen zum Schluß des Öffentlichen Teils vor "Verschiedenes" zu behan​deln.

Niederschriften hierzu siehe - aus Gründen der besseren Lesbarkeit des Pro​tokolls - unter Punkt 7.

52. Verschiedenes

1. Stellv. Stadtpräsident Dr.   R e i m e r s   (CDU) teilt mit, daß die nächste Sitzung der Ratsversammlung am 20. September 1990 stattfinden wird.


Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor.

1. Stellv. Stadtpräsident Dr.   R e i m e r s   (CDU) schließt den


öffentlichen Teil der Sitzung.

1. Stellv. Stadtpräsident
1. Schriftführerin
2. Schriftführerin


1. Stellv.
2. Stellv.


Schriftführer         Schriftführer

Protokollführerin

